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Stimmverteilung in den Reichstagswahlen vom 31.07.1932

Nach Ralf Othengrafen, Den Landrat als 
ihren natürlichen Ratgeber zu betrachten. 
Die Geschichte des Kreises Gütersloh 
und seiner Vorgängerkreise Halle und 
Wiedenbrück, Gütersloh 2016, S. 23 f. 

Stimmverteilung in den Reichstagswahlen vom 06.11.1932

Sitzverteilung nach den Kreistagswahlen vom 12.05.1933	
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Der Kreis Gütersloh entstand 1973 

aus der Zusammenlegung der selb-

ständigen Kreise Halle in Westfalen 

und Wiedenbrück. Beide Kreise lagen 

in der Weimarer Republik am Rand 

der preußischen Provinz Westfalen 

und waren überwiegend ländlich 

und durch kleinere Städte geprägt. 

Mit über 25.000 Einwohner:innen 

war die Stadt Gütersloh, die in den 

vorherigen Jahrzehnten durch eine 

gute Bahnanbindung und den Erfolg 

heimischer Betriebe stetig gewach-

sen war, im Jahr 1933 mit Abstand die 

größte Stadt im heutigen Kreisgebiet. 

Parteipolitisch zeigte sich vor 1933 die 

große Bedeutung, die der Religion in 

der Weimarer Republik immer noch 

zukam: Im Kreis Wiedenbrück, in 

dem über 2/3 der Bevölkerung dem 

katholischen Christentum anhingen, 

blieb die katholische Zentrumspartei 

bis zu den letzten freien Wahlen 1932 

die mit Abstand stärkste politische 

Kraft. Im überwiegend protestanti-

schen Kreis Halle spielte diese Partei 

fast keine Rolle, dafür war die SPD 

deutlich stärker – und die national-

sozialistische NSDAP setzte zu Beginn 

der 1930er Jahre zu einem Höhenflug 

an und wurde stärkste Partei. Dies 

bedeutet nicht unbedingt, dass der 

Kreis Wiedenbrück – und andere ka-

tholische Teile Deutschlands – demo-

kratischer war – auch im Zentrum gab 

es sehr konservative und teilweise 

undemokratische Tendenzen. Dass die 

Ablehnung des Nationalsozialismus 

durch offizielle Kirchenvertreter vor 

1933 von einem Großteil der katholi-

schen Bevölkerung übernommen wur-

de, zeigen die Wahlergebnisse in den 

beiden benachbarten Kreisen jedoch 

deutlich – gerade, weil sich deren ge-

sellschaftliche und wirtschaftliche Zu-

sammensetzung außerhalb der Stadt 

Gütersloh relativ wenig unterschied. 

Selbst bei den Kreistagswahlen vom 

12. März 1933, also nach der national-

sozialistischen Machtübernahme, 

stellte das Zentrum noch die stärkste 

Fraktion im Kreistag Wiedenbrück, 

wohingegen die NSDAP im Kreis Halle 

über eine absolute Mehrheit verfügte.

Einführung

Die Kreise Wiedenbrück und 
Halle 1933 bis 1945
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Auch die Verwaltungsgeschichte der 

Kreise ging zunächst unterschied-

liche Wege: Der Landrat des Kreises 

Wiedenbrück, Edwin Adolar Klein, 

war bereits seit dem Kaiserreich im 

Amt und übte dieses bis zu seinem 

Tod 1944 aus – dafür trat der zuvor 

parteilose Beamte im Mai 1933 in die 

NSDAP, die SA und andere NS-Um-

feldorganisationen ein und betätigte 

sich als Wahlredner für die Partei. Der 

seit 1922 amtierende Haller Landrat 

Alfred von Campe wurde hingegen 

im September 1933 nach Aurich ver-

setzt. Grund waren offensichtlich 

keine ideologischen Motive, sondern 

persönliche und machtpolitische 

Spannungen zwischen ihm und der 

Kreisleitung der NSDAP 1. Unter seinem 

Nachfolger Karl Friedrich Lewerenz 

brauchte die regionale Parteileitung 

keinerlei Widerstände zu befürchten. 

So schalteten sich die Kreise und 

Landräte weitgehend selbst gleich, 

gleichzeitig wurden ihre Gestaltungs-

spielräume von NS-Organisationen 

und übergeordneten Behörden immer 

stärker beschnitten. Kritische Ge-

danken tauchen in den Akten beider 

Kreisverwaltungen nur auf, wenn diese 

eine Gefährdung der wirtschaftlichen 

Interessen ihrer Kreise gefährdet 

sahen, vor allem der Landwirtschaft 

und kleiner Handwerks- und Gewer-

bebetriebe. Politische Eigeninteres-

sen oder gar ein irgendwie gearteter 

Widerstand gegen die zunehmende 

Verfolgung politischer Gegner oder 

die rassistische Ausgrenzung der jü-

dischen Bevölkerung war hingegen in 

beiden Kreisen nicht wahrzunehmen. 

Politische Gleichschaltung

1 � �Vgl. Dokument 1.1.2

links: Edwin Adolar Klein amtierte als Wiedenbrücker Landrat 
von 1910 bis 1944 (Bild: Kreisarchiv Gütersloh; vgl. Dokument 1.1.4)

oben: Das Kreishaus in Halle mit offizieller Beflaggung 1933 
(Bild: Kreisarchiv Gütersloh)
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Die Zahl der jüdischen Einwohner:in-

nen beider Kreise war bereits in der 

Weimarer Republik verschwindend 

gering.2 Synagogengemeinden be-

standen im Kreis Halle in Versmold 

und Werther, im Kreis Wiedenbrück 

in (Rietberg-)Neuenkirchen, Rheda 

und Gütersloh. Alle jüdischen Ge-

meinden verloren bereits seit dem 

späten 19. Jahrhundert Mitglieder 

– aus diesem Grund wurde beispiels-

weise die Synagoge in der Stadt 

Halle bereits im Jahr 1903 aufgegeben, 

diejenige in Borgholzhausen 1930. 

In einigen Orten gab es Fabriken in 

jüdischem Besitz. „Daneben gab es 

vor allem Kleinhändler, Handwerker 

und Arbeiter“.3 Da die meisten Städte 

im Kreis nicht über eine traditionelle 

Zunftverfassung verfügten, die Juden 

von zahlreichen Branchen ausschloss, 

konnten sich auch jüdische Hand-

werksbetriebe über mehrere Genera-

tionen etablieren. Offizielle Quellen, 

aber auch ein Gros der überlieferten 

Zeitzeug:innenberichte lassen keine 

Rückschlüsse auf einen verbreiteten 

Antisemitismus innerhalb der Be-

völkerung zu – auch wenn die mittel-

alterlich anmutenden Gerüchte rund 

um den Bau der Versmolder Synagoge 

1899 eine anderen Sprache sprechen.4 

Allerdings wurde die antisemitische 

Propaganda des NS-Regimes nicht nur 

hin- sondern in vielen Fällen bereit-

willig aufgenommen. In der Nacht vom 

9. auf den 10. November 1938 brannten 

alle noch bestehenden Synagogen aus, 

erwachsene jüdische Männer wur-

den festgenommen und für mehrere 

Wochen im KZ Buchenwald interniert. 

Die Wochen zwischen ihrer Entlassung 

und dem Kriegsbeginn am 1. Sep-

tember 1939 nutzten viele Familien 

zur Emigration, selbst in den ersten 

beiden Kriegsjahren gelang vereinzelt 

noch die Flucht. Ab Dezember 1941 gab 

es kein Entkommen mehr: Über Biele-

feld wurden die jüdischen Einwoh-

ner:innen in Sammeltransporten in die 

Ghettos Riga und Theresienstadt de-

portiert, von dort kam es zu weiteren 

Transporten in die Vernichtungslager. 

Zerstörung jüdischer Existenzen

2  �Vergleichbare Statistiken für 

ein Stichjahr fehlen. Im Kreis 

Halle waren im Jahr 1919 

133 jüdische Gläubige regis-

triert, was knapp 0,4 % der 

Bevölkerung entsprach; im 

Kreis Wiedenbrück machte 

der Anteil der 255 jüdischen 

Einwohner:innen 1932 nicht 

einmal 0,1 % der Bevölkerung 

aus. 

3  ��Martin Pollklas: Der Kreis 

Wiedenbrück 1933 – 36 in den 

geheimen Lageberichten 

des Landrats, Bielefeld 2002, 

S. 121. 

4  �Vgl. Dokument 3.5.1

Die Synagoge in Neuenkirchen 
(links im Bild) befand sich 
bis zur Brandstiftung im 
November 1938 an der 
zentralen „Langen Straße“ 
(Bild: Stadtarchiv Rietberg)
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Wie erwähnt waren beide Kreise in den 

1930er Jahren eher ländlich geprägt. 

Land- und Forstwirtschaft sowie eng 

verbandelte Industrien wie Schnaps-

brennerei und Fleischverarbeitung 

spielten eine große Rolle. Daher tauch-

te auch das Thema Zwangsarbeit früh 

in der Region auf. Da die Mobilma-

chung junger Männer bereits im ersten 

Kriegsjahr spürbare Wirkungen auf die 

Organisation der Landwirtschaft hatte, 

wurden 1940 nicht nur polnische und 

französische Kriegsgefangene als Ern-

tehelfer abgestellt, sondern auch zivile 

Arbeitskräfte in den von Deutsch-

land besetzten Gebieten rekrutiert.5 

Spätestens ab dem Sommer dieses 

Jahres waren in allen Städten und 

Gemeinden des heutigen Kreises 

Gütersloh polnische Arbeitskräfte 

im Einsatz, die zum überwiegenden 

Teil als Menschen in Zwangsarbeit 

zu betrachten sind. Deren Zahl stieg, 

wie in allen Teilen Deutschlands, in 

der zweiten Kriegshälfte sprung-

haft an und erfasste alle Bereiche 

der wirtschaftlichen Produktion, die 

aufgrund der hohen Zahl an Soldaten 

und Kriegstoten mit einheimischen 

Arbeitskräften sonst schlicht nicht 

mehr aufrecht zu erhalten war. 

Zwangsarbeit und Kriegswirtschaft

5 Vgl. Dokument 4.1.1

Junge Ukrainerinnen leisteten Zwangsarbeit in der Landwirtschaft und – wie hier –  
in den Gütersloher Industriebetrieben (Bild: Stadtarchiv Gütersloh) 
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Die vorliegenden Materialien doku- 

mentieren die drei eben angeschnit-

tenen Bereiche 

	 politische Gleichschaltung, 

	� Verdrängung und Vernichtung 

jüdischen Lebens und

	� den Einsatz von Zwangs- 

arbeiter:innen aus ganz Europa

in vier Kapiteln anhand regionaler 

Fallbeispiele. 

Die Quellen stammen überwiegend 

aus den Beständen des Kreisarchivs 

Gütersloh und wurden teilweise durch 

frei verfügbare Materialien aus der 

„Reichspolitik“ (überwiegend Gesetze 

und Verordnungen) sowie durch Zu-

lieferung aus den Stadt- und Gemein-

dearchiven des Kreises ergänzt. Sie 

bilden daher ganz überwiegend die 

Verwaltungsperspektive des NS-Re-

gimes oder der unmittelbaren Nach-

kriegszeit ab. Die Stimme der Opfer 

bzw. der Zivilbevölkerung ist hingegen 

kaum bzw. nur durch den Filter der 

Behörden wahrnehmbar. Allerdings 

wurde bei geeigneten Materialien 

versucht, den Lebensweg einzel-

ner Personen oder Familien durch 

mehrere Quellen abzubilden, so dass 

auch die Sicht „von oben“ mehrere 

Perspektiven ermöglichen kann.

Die Quellen werden möglichst im 

Ganzen oder als vollständige Seiten 

abgedruckt – wenn in Einzelfällen 

Auslassungen vorgenommen wurden, 

ist dies grafisch kenntlich gemacht 

und in den Hintergrundinformatio-

nen für die Lehrkräfte erwähnt. Die 

Hintergrundinformationen bieten an-

sonsten eine knappe Einordnung der 

dargestellten Fälle und Quellen in den 

Kontext der NS-Geschichte sowie in 

die jeweiligen lokalen Gegebenheiten. 

Damit die Quellensammlung an-

schlussfähig zu möglichst vielen Lehr-

plänen und Unterrichtsvorhaben ist, 

wurde auf die Formulierung expliziter 

Aufgabenstellungen verzichtet. Die 

Hinweise zum pädagogischen Poten-

zial zeigen, welche Erkenntnisse sich 

aus einzelnen Quellen oder den Ma-

terialien eines Kapitels ziehen lassen. 

Allen Kapiteln und Quellen gemein 

ist, dass sie keine Einführung in die 

Geschichte des Nationalsozialismus 

bieten können und wollen, sondern 

dafür gedacht sind, die Behandlung 

der Themen Gleichschaltung, Propa-

ganda, Antisemitismus und Zwangs-

arbeit nach der Einführung durch 

Lehrbücher und Unterricht anhand 

regionaler Fallbeispiele zu illustrieren. 

Zum Umgang mit den Materialien
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I.

Beispiel 1	� Die Landräte in Halle und Wiedenbrück

Beispiel 2 	� Die Besetzung des Bürgermeisteramts in Werther

Beispiel 3 �	 Die Hitlerjugend im Kreis Halle

Behörden und Organisationen
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Landkreise und Kommunen herrschte 

in den ersten Jahren des NS-Regimes 

auf den ersten Blick erstaunliche 

Kontinuität. Die Bürgermeister der Ge-

meinden blieben in beiden Kreisen im 

Amt und die vorgezogenen Neuwahlen 

der Kreistage brachten nicht die er-

hofften Erdrutschsiege der NSDAP. Die 

ersten Sitzungen der Kreistage wurden 

trotzdem mit viel Pathos und Propa-

ganda gefeiert, die schon länger am-

tierenden Landräte proklamierten in 

ihren Eröffnungsreden ihre Unterstüt-

zung der neuen nationalsozialistischen 

Politik (Beispiel 1) – was den Haller 

Landrat Alfred von Campe allerdings 

nicht davor bewahrte, noch im Jahr 

1933 nach Querelen mit NS-Funktio-

nären eine Versetzung zu beantragen. 

Auch Beispiel 2 zeigt, dass Posten 

auf kommunaler Ebene nicht gegen 

den Willen der NSDAP besetzt werden 

konnten. Die Partei hielt sich aber zu-

mindest in den Landkreisen Halle und 

Wiedenbrück an die Verwaltungswege 

und regierte nicht direkt in die Arbeit 

von Kreisverwaltung und Regierungs-

präsidium hinein. Dies war in der 

Region auch nicht nötig, da die ent-

sprechenden Beamten in der Region 

überwiegend nationalkonservativ ein-

gestellt waren und der NS-Politik ge-

wiss keine Hürden in den Weg stellten. 

Den Hang zum „Durchregieren“ hatte 

die NSDAP hingegen bei der Etablie-

rung ihrer Massenorganisationen. 

Wie das Beispiel 3 der Hitlerjugend 

(nicht nur) im Kreis Halle zeigt, wurden 

dadurch neue, direkt von der Partei 

kontrollierte Strukturen geschaffen, 

die in der kommunalen Verwaltung 

großes Gewicht hatten oder diese 

teilweise sogar ersetzten. 

Auf der Ebene der
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I. Kapitel

1. �Die Landräte in Halle und Wiedenbrück

Hintergrund

Durch die Durchführung vorgezo-

gener Kommunalwahlen im März 

1933 wollte das NS-Regime seine 

Machtstellung auf Ebene der Städ-

te, Gemeinde und Kreis ausbauen: 

den linken Oppositionsparteien 

war eine Teilnahme an diesen 

Wahlen weitgehend unmöglich, 

rechtsliberale und nationale Par-

teien stellten eine NS-freundliche 

„Einheitsliste schwarz-weiß-rot“, 

so dass nur noch das katholische 

Zentrum als Konkurrenz blieb. 

Allerdings eine ernsthafte Konkur-

renz, wie das Wahlergebnis im Kreis 

Wiedenbrück zeigte, in dem die 

katholische Partei mit Abstand die 

stärkste Fraktion stellte. Dennoch 

wurden die Eröffnungssitzungen in 

beiden Kreisen als Kundgebungen 

der nationalen Einheit gefeiert. 

Beide Landräte betonten ihre 

Unterstützung der nationalsozia-

listischen Politik und Ideologie, als 

Vertreter des Kreistags sprachen 

unabhängig vom Wahlausgang die 

jeweiligen Kreisleiter der NSDAP.

Die Reden der beiden Landräte 

unterscheiden sich nur in Details, 

was nicht weiter verwundert:

Beide sind einem konservativen, 

noch im Kaiserreich geschulten 

Beamtentum zuzurechnen, das 

eher auf Pflichterfüllung und eine 

funktionierende Organisation 

ausgerichtet ist, als auf politische 

Mitbestimmung. Obwohl die 

Voraussetzungen und der Wille zur 

Anpassung an das NS-System also 

ähnlich ausgeprägt waren, ver-

liefen die weiteren Karrierewege 

völlig unterschiedlich: Der seit 1922 

amtierende Haller Landrat Alfred 

von Campe bat nach Querelen mit 

den beiden wichtigsten NS-Funk-

tionären auf Kreisebene bereits 

Ende September 1933 um seine 

Versetzung. Er wurde zunächst 

nach Aurich und nach 1938 in das 

sogenannte „Sudetenland“ ver-

setzt. Sein Wiedenbrücker Amts-

kollege Edwin Adolar Klein, der die 

Geschäfte des Kreises bereits seit 

dem Kaiserreich führte, verblieb 

hingegen bis zu seinem Tod 1944 

im Amt.

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Die beiden Redemanuskripte Q1 

und Q3 zeigen, wie die Landräte 

ihre eigene Stellung bewahren und 

gleichzeitig für die Ideologie des 

neuen Systems anschlussfähig ma-

chen wollen: Sie betonen einerseits 

ihre Bewunderung für Hitler und 

– mit unterschiedlicher Abstufung - 

ihre Sympathie für seine politischen 

Ziele, merken aber gleichzeitig an, 

dass die Verwaltung in den Kreisen 

eine dienende und organisierende 

Funktion für den Staat erfülle. 

Die beiden anderen Quelle zeigen, 

wie unterschiedlich den beiden 

Beamten trotz ähnlicher Ausgangs-

lage die Fortführung ihrer Karrieren 

im NS-Regime gelang. Wenn man 

von Campes Selbstzeugnis (Q2) 

Glauben schenkt, scheint dies vor 

allem an den – in seinem Fall be-

lasteten – persönlichen Beziehun-

gen zu kommunalen NS-Größen 

gelegen zu haben, während Klein 

sich offensichtlich bei den neuen 

Machthabern bis zuletzt großer 

Beliebtheit erfreute (Q4).
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Die Quellen I. / 1.

Q1—	� Rede des Landrats von Campe zur Eröffnung 

des Kreistags in Halle, Haller Kreisblatt 

vom 13.04.1933 (Stadtarchiv Halle) 

Q2—	 �Schreiben des Landrats von Campe an das  

Regierungspräsidium Minden aus dem Oktober 1938 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/03j-0132)

Q3—	 ��Redemanuskript (Auszüge) des Landrats Klein zur 

Eröffnung des Kreistags in Wiedenbrück am 08.04.1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/02a-0047)

Q4—	� Nachruf auf Landrat Klein (Die Glocke vom 

23.03.1944, Kreisarchiv Gütersloh, C01/04b-3361)

13I. Kapitel / 1. Beispiel



Q1— �Rede des Landrats von Campe zur Eröffnung des Kreistags in Halle 

Haller Kreisblatt vom 13.04.1933 (Stadtarchiv Halle)

wurde durch Landrat v. Campe mit folgender Ansprache eröffnet:

Meine sehr verehrten Herren!

Das Kreishaus steht heute im Zeichen der Farben schwarz-weiß, 

schwarz-weiß-rot und des Hakenkreuzbanners. Von diesen Farben 

sind umrahmt die Bilder des Reichspräsidenten und Generalfeld-

marschalls von Hindenburg und des Reichskanzlers Adolf Hitler. 

Diese Fahnen und Bilder sollen uns vor Augen führen und zum Be-

wusstsein bringen, dass in den letzten Monaten in Deutschland eine 

gewaltige Umwälzung stattgefunden hat. Sie sollen uns erinnern 

an den 5., 12. und vor allem den 21. März, den Tag von Potsdam, wo 

man in einem uns allen unvergesslichen feierlichen Staatsakte an-

knüpfte an die große preußische und deutsche Vergangenheit, wo 

sich Reichspräsident und Reichskanzler die Hand reichten zu einem 

Bunde, der sich hohe und ideale Aufgaben gesetzt hat. Das alte 

Erbübel der Deutschen, die Zwietracht und Uneinigkeit, soll zerstört 

werden. Alle Kräfte sollen eingesetzt werden dafür, dass Deutsch-

land wieder stark, mächtig und geachtet in der Welt wird. Man will 

sich heiß bemühen, dass das ganze deutsche Volk, ob arm ob reich, 

ob Bürger, Arbeiter oder Bauer, wieder in Frieden und Wohlfahrt 

seinem Beruf nachgehen kann. Das sind Ziele, für die es sich lohnt, 

alle Kräfte anzuspannen. 

Die Bevölkerung unseres Kreises ist immer in ihrer Mehrheit natio-

nal gewesen. Und so ist es selbstverständlich, dass hier der Gedanke 

der nationalen Erneuerung auf besonders fruchtbaren Boden 

gefallen ist. Wir haben in unser[e]n kommunalen Körperschaften 

keine große Politik zu treiben. Wir haben uns nur einzuordnen in 

das große Ganze und unsere Kräfte einzusetzen in dem Wirkungs-

kreis, der uns gegeben ist, für die Aufgaben, die von uns zu erfüllen 

sind zur Rettung für Volk und Vaterland. Dass diese Aufgaben 

gewaltige Anforderungen an uns stellen und Opferbereitschaft und 

strengste Disziplin dazu nötig sein werden, ist selbstverständlich. 

Unser Reichskanzler Adolf Hitler hat das in seinen Reden immer 

wieder betont und dabei zum Ausdruck gebracht, dass er zur Mit-

arbeit seines Werkes die Mitarbeit a l l e r  Deutschen benötige, die 

guten Willen seien. Wir wollen in dieser Stunde geloben, dass wir 

diesen guten Willen haben, dass wir mitarbeiten wollen mit ganzem 

Herzen und allen unseren Kräften. Wir wollen unsere Arbeit stellen 

unter den Wahlspruch: A l l es  f ü r  De u t sc h l a n d !

Die Sitzung

Transkription (Kreisarchiv Gütersloh):
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Q2— ��Schreiben des Landrats von Campe an das Regierungspräsidium Minden 

aus dem Oktober 1938 (Kreisarchiv Gütersloh, A01/03j-0132)

[ … ]

[ … ]

* �Gemeint sind NSDAP 

Kreisleiter Ernst Mierig 

und Ernst Kienker,  

Fraktionsführer der 

NSDAP im Kreistag.

*
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Q3— ���Redemanuskript (Auszüge) des Landrats Klein zur Eröffnung 

des Kreistags in Wiedenbrück am 08.04.1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/02a-0047) 

[ … ]
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Q4— ����Nachruf auf Landrat Klein 

Die Glocke vom 23.03.1944 (Kreisarchiv Gütersloh, C01/04b-3361)

[ … ]

18



Wiedenbrück, 25. März. Freitag nachmit-

tag nahm der Kreis Wiedenbrück Abschied 

von Landrat Klein, der fast 35 Jahre lang 

seinem Kreise bis zum letzten Atemzuge 

in altpreußischer Pflichtauffassung ge-

wissenhaft und treu gedient hat. An der 

Stätte seines Wirkens, im Kreishaus auf 

dem Reckenberge, war inmitten pracht-

voller Kränze und Blumengebinde der tote 

Landrat aufgebahrt. Offiziere der Polizei 

und Gendarmerie hielten am Sarge die 

Ehrenwache. 

Nach einer kurzen Trauerfeier im Sitzungs-

saal des Kreishauses formierte sich ein 

Trauerzug, wie das tausendjährige Wie-

denbrück selten ein Trauergeleit gesehen. 

Unübersehbar der lange Zug der Trauer-

gäste, der noch einmal Zeugnis dafür ab-

legte, wie dankbar der Kreis Wiedenbrück 

seinem verdienstvollen Landrat Klein ist. 

Den leuchtenden Fahnen der Partei, der 

Gliederungen und Verbände folgten die 

Abordnungen der Partei, der Polizei, der 

Feuerlöschpolizei, des DRK, die lange 

Reihe der Kranzträger und – hinter dem 

Sarge – nach den Familienangehörigen 

die Vertreter der Partei, des Staates, der 

Wehrmacht, Landräte und Bürgermeister, 

die Gefolgschaft des Landratsamtes, Ver-

treter der Organisationen und wirtschaft-

lichen Verbände und Angehörige aus allen 

Volksschichten und Gemeinden des Kreises 

Wiedenbrück. Groß war die Trauergemein-

de, die sich am Grabe von Landrat Klein 

eingefunden hatte. 

In Vertretung von Gauleiter und Ober-

präsident Dr. Alfred Meyer, für die 

Regierung in Minden und die Landräte des 

Regierungsbezirks legte Regierungsprä-
sident Dr. Graf von Stosch am Grabe von 

Landrat Klein Kränze nieder. Unfassbar 

traf uns alle, die wir ihn kannten und im 

öffentlichen Dienst mit ihm standen, so 

führte der Regierungspräsident im seiner 

Grabrede aus, die Nachricht von dem Tode 

des Landrats Klein. Mit dem Kreiskom-

munalverband Wiedenbrück verliert auch 

der Staat einen hochverdienten Beamten, 

einen Deutschen edelster Prägung. Ich 

hatte nur wenige Wochen Gelegenheit, 

seine ausgeprägte Persönlichkeit zu 

kennen. Seimen Tod aber empfinde auch 

ich als einen persönlichen Verlust. So wird 

es auch bei allen Landräten und Ober-

bürgermeistern der Fall sein, die Landrat 

Klein kannten. Seine 35jährige landrätliche 

Dienstzeit umfasste die Zeitspanne vom 

Deutschen Kaiserreich über die Jahre des 

Niederbruchs und nationalen Unglücks 

zum wiedererstarkten Reich Adolf Hitlers, 

an dem mitzuarbeiten ihm seit 1933 ver-

gönnt war. Unter seiner Leitung nahm der 

Kreis einen gewaltigen Aufschwung.

Seine Amtsführung seit 1933 war von 

wahrhaft nationalsozialistischem Geist 

erfüllt. Ihm war es nicht vergönnt, im 

Alter einen geruhsamen Lebensabend 

zu verbringen, aber die 4 ½ Jahre, die er 

seit 1939 nach Erreichung der Alters-

grenze im Dienst seines Kreises gelebt hat, 

waren ihm, so kennen wir ihn, mehr als 

ein sorgloser Ruhestand. Er genoss das 

Vertrauen des Staates und der Partei, und 

der Gauleiter brachte ihm sein besonderes 

Vertrauen entgegen. 

Landrat Klein starb in den Sielen. Noch 

heute treffen Schriftstücke bei der Regie-

rung ein, so der neue Haushaltsplan des 

Kreises, die seine Unterschrift tragen. Bis 

zur letzten Stunde war sein Leben Arbeit. 

Regierungspräsident Dr. Graf von Stosch 

brachte der Familie des verstorbenen 

Landrats sein Beileid zum Ausdruck und 

versicherte, dass der Regierungsbezirk 

Minden das Andenken an Landrat Klein in 

höchsten Ehren halten werde.

[…]

Abschied von Landrat Klein
Der Dank von Partei, Staat und Kreis an den verdienstvollen Landrat

Transkription (Kreisarchiv Gütersloh):
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I. Kapitel

2. �Die Besetzung des Bürgermeisteramts in Werther

Hintergrund

Mit dem „Gesetz über die Her-

stellung des Berufsbeamtentums“ 

schuf das NS-Regime bereits im 

Juni 1933 die Möglichkeit, misslie-

bige Beamte aus dem Staatsdienst 

zu entfernen. Während man dies 

gegenüber jüdischen Beamten und 

ehemaligen Mitgliedern der SPD 

und KPD schnell und konsequent 

anwendete, blieben die meisten 

anderen Kommunalbeamt:innen 

und die Bürgermeister im Amt und 

wurde dazu aufgefordert, dieses im 

Sinne der nationalsozialistischen 

Ideologie und in Absprache mit 

den jeweiligen NS-Funktionär:in-

nen auszuüben. Vielfach wurde 

eine Kontrolle durch die Partei 

gewährleistet, in dem man neu-

geschaffene oder freigewordene 

Verwaltungsstellen mit NS-Ge-

folgsleuten besetzte, die den alten 

Bürgermeistern und Beamt:innen 

ihre besondere Bedeutung als 

Parteimitglieder klar zu verstehen 

gaben.

Der Bürgermeister Friedrich Ostrop 

war ab 1920 Amtmann von Halle in 

Westfalen und in der Weimarer Re-

publik Mitglied der rechtsliberalen 

Deutschen Volkspartei. Er scheint 

sein Amt allerdings nicht partei-

politisch verstanden zu haben, 

sondern als eine reine Verwal-

tungstätigkeit, die er bürokratisch 

und unpolitisch erfüllte. Dennoch 

– oder deshalb? – versuchten ihn 

örtliche und regionale NS-Organi-

sationen mehrmals zu entmachten 

bzw. einem nationalsozialistischen 

Ortsvorsteher zu unterstellen. 

Ostrop blieb bis 1939 im Amt, wur-

de allerdings kurzfristig politisch 

entmachtet. In der Folge trat er 

1937 der NSDAP bei um Zweifel an 

seiner Gesinnung zu zerstreuen – 

konnte jedoch nicht verhindern, 

dass er 1939 schnell zum Militär 

eingezogen wurde. Aus der Gefan-

genschaft zurückgekehrt leitete er 

nochmals für anderthalb Jahre die 

Amtsgeschäfte in Werther.

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Q1 bis Q3 zeichnen zunächst ein 

klares Bild, das exemplarisch für 

viele Kommunalverwaltungen nach 

1933 stehen kann: Bürgermeister 

und Beamte, die nicht der NSDAP 

angehören und/oder sich dieser 

gegenüber in der Vergangenheit 

kritisch gezeigt haben, werden 

propagandistisch verunglimpft 

(Q1). Bei passenden Gelegenheiten 

versuchen die Parteigliederungen 

bei staatlichen Stellen auf deren 

Entmachtung hinzuwirken (Q2) 

und sind damit zumindest kurz-

fristig erfolgreich (Q3). In Q1 und 

Q2 schwingen zudem deutliche 

Drohungen mit dem Gewaltpoten-

zial der NS-Organisationen mit. 

Dass der Fall nicht ganz so eindeu-

tig einzuordnen ist, zeigt einerseits 

die Tatsache, dass Ostrop nach 

einigen Monaten Wartezeit doch 

zum Stadtvorsteher berufen wurde 

und seinen Willen zur Mitwirkung 

an der nationalsozialistischen Ver-

waltung durch Eintritt in die Partei 

kundtat. Andererseits scheint die 

massive Opposition gegen Ostrop 

nicht nur politisch-ideologisch 

motiviert gewesen zu sein, wie der 

Brief Q4 zeigt, in dem sein demo-

kratisch gewählter Amtsnachfolger 

ihn ebenfalls für ungeeignet für das 

Bürgermeisteramt beschreibt. 

20



Die Quellen I. / 2.

Q1—	 �Artikel aus der NS-Zeitung Westfälischer 

Beobachter vom 14.02.1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0185)

 

Q2—	 �Schreiben der NSDAP-Kreisleitung Halle an den 

kommissarischen Landrat Hans Erich Ummen vom 

24.10.1934 (Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0761)

Q3—	 ��Schreiben des Landrats Hans Erich Ummen an 

das Regierungspräsidium Minden vom 12.12.1934 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0761)

Q4—	� Schreiben des Amtsbürgermeisters Oberwelland 

an den Kreisausschuss Halle vom 22.11.1946 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0185)
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Q1— �Artikel aus der NS-Zeitung „Westfälischer Beobachter“ vom 14.02.1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0185)

Werther. Herr Bürgermeister[,] verlassen Sie das Schiff! Vergessen 

Sie aber nicht Ihren Freund, den „Blauen“ mitzunehmen.

Wir Nationalsozialisten rufen dieses dem Bürgermeister Ostrop und 

dem Polizeibeamten Karlchen Kolbow zu, weil wir wissen, dass es 

bei der Konstellation der Charaktere dieser beiden Männer niemals 

möglich ist, dass sie aus dem Innersten ihres Herzens heraus den 

neuen nationalen und sozialen Kurs der Reichs- bezw. Preußenregie-

rung mitmachen. 

Wir halten den beiden den Aufruf des Preußenkommissars Pg. 

Göring vor, und erwarten, dass sie freiwillig ihre Ämter niederlegen, 

andernfalls sind wir gezwungen, alle gesetzlichen Möglichkeiten 

auszunutzen, um die Einwohnerschaft Werthers von diesen Beam-

ten zu befreien. 

Genau wie in den letzten vierzehn Jahren im Reich die Liberalisten 

und Marxisten Hand in Hand gearbeitet haben, haben wir an den 

beiden obigen Männern ein getreues Nachbild unserer engeren 

Heimat erleben müssen.

Für solche Paragraphen-Reiter wie den Bürgermeister, der alles 

für den Staat bejaht hat, um sich seine Gehälter zu sichern, aber 

nicht das geringste Verständnis für die steuerzahlenden Bürger und 

Bauern und für die Not der Erwerbslosen aufgebracht hat, ist in 

einem Staat der nationalen Ehre und sozialen Gerechtigkeit kein 

Platz mehr!

Und für einen Beamten wie Kolbow, der immer gern in einer Peron 

die Polizei, den Staatsanwalt, den Richter und den Vollstrecker 

dieses Urteils gespielt hat, wenn es galt, Männer, die alles an die 

nationale Erhebung unseres Volks setzten, zu tyrannisieren und zu 

schikanieren, ist heute in Deutschland kein Platz mehr. Wir fordern 

daher, dass dieser Beamte seine Uniform wieder mit der Schmiede-

schürze zu vertauschen hat.

Die Fahrt geht los!

Transkription (Kreisarchiv Gütersloh):
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Q2— �Schreiben der NSDAP-Kreisleitung Halle an den kommissarischen Landrat 

Hans Erich Ummen vom 24.10.1934 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0761)

* �Pg. = Parteigenosse = 

Mitglied der NSDAP

* 
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Q3— �Schreiben des Landrats Hans Erich Ummen an das Regierungspräsidium Minden 

vom 12.12.1934 (Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0761)

24



oben: Amtsverwaltung Werther 1931, Ostrop: hinten rechts (Stadtarchiv Werther)

unten: Die Ravensberger Straße in Werther um 1940 

(Geschichtsportal Werther / Heinrich Baumann CC BY-NC-SA 3.0)
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Q4— �Schreiben des Amtsbürgermeisters Oberwelland an den Kreisausschuss Halle 

vom 22.11.1946 (Auszug) (Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0185)
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[ … ]
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I. Kapitel

3. �Die Hitlerjugend im Kreis Halle

Hintergrund

Seit der „Machtübernahme“ 1933 

arbeitete die Hitler-Jugend (HJ) 

und ihre Unterorganisationen – das 

„Jungvolk“ für Kinder und Jugend-

liche von 10 bis 14 Jahre und der 

Bund Deutscher Mädel (BDM) für 

die weibliche Jugend – darauf hin, 

von der Jugendorganisation der 

NSDAP zur dominierenden bzw. 

einzigen legitimierten Form der 

Jugendarbeit außerhalb der Schule 

zu werden. Bereits 1933 wurde der 

„Staatsjugendtag“ eingeführt. 

Mitglieder erhielten schulfrei, um 

an HJ-Aktionen teilzunehmen, 

Nicht-Mitglieder mussten die 

Schule besuchen und wurden dort 

meist für unattraktive Putz- und 

Ordnungsdienste eingeteilt. Das 

„Gesetz über die Hitlerjugend“ 

schrieb im Dezember 1936 de facto 

eine Mitgliedschaft in der Hitler-

jugend (selbst für „Mischlinge“ mit 

„nicht-arischen“ Familienanteilen) 

vor.

Damit einher ging eine weitgehen-

de Ächtung sämtlicher Jugendar-

beit außerhalb der HJ. Die meisten 

Jugendverbände beziehungsweise 

Jugendabteilungen größerer Ver-

eine hatten diese Entwicklung 

in den Jahren 1933 – 36 bereits 

durch eine Selbstauflösung oder 

Selbstgleichschaltung vorwegge-

nommen. Turn- und Sportvereine 

wurden in den Jahren 1935 / 36 zur 

Auflösung ihrer Jugendabteilungen 

verpflichtet, da die körperliche 

„Ertüchtigung“ der unter 16-jähri-

gen ausschließlich im Rahmen des 

HJ-Trainings stattfinden sollte. 

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Q1 und Q2 zeigen die umfassende 

Förderung der HJ durch staatliche 

Stellen: Die Schulleitungen werden 

zur Mitwirkung bei der Rekrutie-

rung verpflichtet (Q1), von der HJ 

ernannte Vertrauenslehrer:innen 

erhalten Mitspracherechte über 

Versetzungen und Disziplinarmaß-

nahmen (Q2). Q3 schildert den 

Ablauf einer Feier der Hitlerjugend 

und zeigt die starke propagandisti-

sche Vereinnahmung durch Lieder, 

Sprüche und Ansprachen. Zudem 

wird deutlich, dass die HJ mit eige-

nen Heimen in vielen Gemeinden 

gut organisiert war und auch einen 

Treffpunkt bot, der für Jugendliche 

auch aus gänzlich unpolitischen 

Gründen attraktiv sein konnte. 

Q4 zeigt, wie die HJ auch für ganz 

unpolitische Zwecke eingesetzt 

wurde, was ambivalent diskutiert 

werden kann: Ist es ein schönes 

Zeichen der Solidarität, wenn 

die Jugendorganisation Geld für 

Mitglied in finanziellen Nöten 

sammelt? Oder wird hier der Appell 

an die Pflichterfüllung der Hitler-

jungen missbraucht, um das Fehl-

verhalten eines einzelnen Mitglieds 

„auszubügeln“?
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Die Quellen I. / 3.

Q1—	 �Rundschreiben des Kreisjugendamtes an die 

Schulleitungen des Kreises Halle vom 12.02.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0407)

 

Q2—	 �Schreiben des Ministeriums für Wissenschaft, 

Erziehung und Volksbildung vom 18.02.1938 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0407)

Q3—	�� Artikel aus den Westfälischen Neuesten Nachrichten 

vom 30.11.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, C01/05-0016)

Q4—	� Vertrauliches Rundschreiben des „Jungvolk- 

Stammes“ Bielefeld III vom 02.03.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0407)
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Q1— �Rundschreiben des Kreisjugendamtes an die Schulleitungen des Kreises Halle 

vom 12.02.1936 (Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0407)
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Q2— �Schreiben des Ministeriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung vom 18.02.1938 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0407)

32



Q3— �Artikel aus den Westfälischen Neuesten Nachrichten vom 30.11.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, C01/05-0016)

Transkription siehe Seite 34 
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Q3—Transkription � �Artikel aus den Westfälischen Neuesten Nachrichten vom 30.11.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh)

Nach unermüdlicher Schaffensfreudigkeit der Jugend ist endlich 

für die Jugendverbände Häger - Schröttinghausen ein schmuckes 

Heim entstanden, das gestern Nachmittag unter Teilnahme der 

Jugendorganisationen von Häger-Schröttinghausen und der 

Gefolgschaft 12/158 Werther und in Anwesenheit. des Landrats 

Leweke, des Kreisjugendwarts Dröge, des Ortsgruppenleiters der 

NSDAP, Ortsgruppe Werther, Pg. Otto Eickhoff und des Stütz-

punktleiters des Stützpunks Häger, Pg. Rudorf, feierlichst geweiht 

wurde. Nach dem Liede „Wir treten ohne Gewehre an“ – stiegen 

nach dem Kommando des Gefolgschaftsführer Heinrich (Halle) 

„Heißt Flagge“ die Fahnen der HJ und des DJ, an den Masten vor 

dem neuen geschmückten Heim empor unter dem Fahnenspruch 

von Jg. Wöhrmann:

Fahne ist Glaube, Fahne ist Kraft,

Fahne ist, was uns aufwärts rafft!

Was uns im Leben heilige Lehre

wofür zu streiten einzige Ehre;

was Tote als Helden nach Wallhall gebracht

Fahne ist, was uns siegen. macht.

Fahne ist Lebens höchstes Gebot,

Fahne ist stärker als Elend und Tod.

Anschließend beglückwünschte der Kreisjugendwart Dröge die 

Jugend zu dem neuen Heim, drückte deine Freude aus, dass es ihr 

gelungen sei, ein Heim zu besitze, wo sie den Staatsjugendtag und 

die Heimabende verbringen können, um sich zu schulen, und gab 

der Hoffnung Ausdruck dass die Jugend im neuen Heim das Leben 

und die Ziele des Führer gleichsam als Sinnbild flattern lasse.

Unterbann – Heimwart Hildebrandt (Halle) übernahm im Auftrage 

des Bannführers das neue Heim, sprach der Gemeinde, den Eltern 

und den jugendlichen Kameraden den Dank für ihre tatkräftige 

Förderung aus und überreichte dem Gefolgschaftsführer Heinrich 

den Schlüssel, der ihn dem Scharführer Horstkotte übergab, der 

versprach, dass im neuen Heim nur das Ziel und die Losung zu 

gelten habe:

„Adolf Hitler ist Deutschland,

und Deutschland ist Adolf Hitler.“

Bei der Besichtigung des freundlichen Heimes richtete Landrat 

Leweke warme Worte an die anwesenden Eltern. Alsdann trugen 

die Gäste sich im „Heimbuch“ ein, das zu dem Einweihungstage 

von einigen Jugendlichen angefertigt wurde, das in seiner Chronik 

berichtet von der Entstehung und Entwicklung der Jugend Adolf 

Hitlers in Häger-Schröttinghausen, und berichten soll von ernsten 

und frohen Stunden die die Jugend in dem Heim verlebt.

Möge das neue Heim seinen Zweck erfüllen und die Jugend er-

ziehen im Geiste unseres Führers und zum Besten unseres Volkes 

und Vaterlandes. 

Fahnen überm Heim
Feierliche Weihe des Hitler-Jugend-Heimes in Häger

Transkription (Kreisarchiv Gütersloh):
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Q4— �Vertrauliches Rundschreiben des „Jungvolk-Stammes“ Bielefeld III vom 02.03.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0407)
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II.

Beispiel 1	� Massenveranstaltungen

Beispiel 2 	� Evangelische Kirche im Nationalsozialismus

Beispiel 3 �	 �„Rassenhygiene“ und Diskriminierung 

von Menschen mit Behinderung 

Ideologie und Propaganda
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Charakter des Nationalsozialismus 

zeigte sich nicht nur im frühen und 

brutalen Vorgehen gegen politische 

Gegner:innen, sondern auch im 

Versuch, möglichst große Teile der 

Bevölkerung politisch zu vereinnah-

men. Dies geschah durch den Auf-

bau von Massenorganisationen, wie 

der Hitlerjugend und der Deutschen 

Arbeitsfront, und die Durchführung 

von Massenveranstaltungen (Bei-
spiel 1), die oft harmlose Kultur- oder 

Sportveranstaltungen mit national-

sozialistischen Inhalten aufluden oder 

umrahmten. Hierdurch wurden auch 

eher unpolitische Bevölkerungsteile 

permanent mit der nationalsozia-

listischen Ideologie konfrontiert. 

Ähnliches versuchte das Regime mit 

Blick auf die evangelischen Christ:in-

nen zu erreichen (Beispiel 2), wobei 

sich die Hoffnungen auf eine un-

komplizierte Gleichschaltung der 

evangelischen Landeskirchen nicht 

erfüllten. Andere Teile der Bevöl-

kerung wurden hingegen bewusst 

ausgeschlossen. Dabei wandte sich die 

offizielle Propaganda nicht nur gegen 

Jüd:innen und andere rassistisch Dis-

kriminierte, sondern auch gegen als 

„minderwertig“ angesehene Men-

schen mit Behinderung oder angeb-

lichen „Erbkrankheiten“ (Beispiel 3). 

Der totalitäre
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II. Kapitel

1. ��Massenveranstaltungen

Hintergrund

Aufzüge, Paraden und Massenver-

anstaltungen waren bereits vor 1933 

fester Bestandteil der nationalso-

zialistischen Politik. Sie dienten der 

Machtdemonstration nach außen, 

reklamierten das Recht auf den öf-

fentlichen Raum und schufen durch 

Uniformen, Symbole und Rituale 

Zusammenhalt nach innen. Auch 

an der Macht zelebrierte die NSDAP 

ihre eigenen Veranstaltungen wie 

Reichs-, Gau- und Kreisparteitage 

und nutzte die Gelegenheit zu Auf-

märschen ihrer Massenorganisatio-

nen. Zudem übernahm das Regime 

etablierte Veranstaltungen und 

Feiertage wie den Tag der Arbeit, 

den Volkstrauertag (umbenannt in 

„Heldengedenktag“) oder die sport-

lichen Reichsjugendwettkämpfe 

und lud sie mit nationalsozialis-

tischer Symbolik auf. Schließlich 

wurden noch neue Feiertage wie 

„Führers Geburtstag“ oder Son-

nenwendfeiern eingeführt und 

ebenfalls öffentlich inszeniert. Für 

Mitglieder der NSDAP, für die die 

Teilnahme teilweise verpflichtend 

war, und der Jugendorganisationen, 

die bei den meisten Veranstaltun-

gen einen offiziellen Auftritt hatten, 

war der Kalender somit dicht gefüllt 

mit solchen Großveranstaltungen, 

die inhaltlich unterschiedlichen 

Themen gewidmet waren, aber 

stets von Aufmärschen in Uniform 

und „volkstümlichen“ bzw. pro-

pagandistischen Vorführungen 

umrahmt waren. 

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Q1 zeigt die Vielzahl an NS-Unter- 

und Massenorganisationen, die 

nach etwas mehr als drei Jahren im 

NS-Regime bestanden. Während 

die „Sondertagungen“ der ideologi-

schen und organisatorischen Schu-

lung dienten, wird das Programm 

mit Feiern, Konzerten und Sport-

vorführungen eingerahmt, die dem 

„Parteitag“ die Anmutung eines 

Volksfests geben und auch für die 

nicht in der Partei organisierte Be-

völkerung Halles attraktiv gewesen 

sein dürfte.

Q2 zeigt den umgekehrten Weg, 

in dem ein unpolitisches Turnfest 

– das es bereits in der Weimarer 

Republik gab und den heutigen 

Bundesjugendspielen entspricht – 

durch eine nationalsozialistische 

Propagandaveranstaltung mit Son-

nenwendfeiern und Vorführungen 

der HJ eingerahmt wird.

Q3 dokumentiert einen „Kreis-

schulungstag“, mit dem die NSDAP 

(nicht nur) im Kreis Halle ihre 

Mitglieder während der Winter-

monate, die sich nicht für Großver-

anstaltungen im Freien eigneten, 

zusammenhielt. Dabei wurden 

Vorträge mit nationalsozialistischer 

Propaganda in Reinform in ein 

besinnliches oder unterhaltendes 

Programm eingebunden. Dass die 

Terminierung am Sonntagvor-

mittag eine beabsichtigte Parallele 

zum sonntäglichen Gottesdienst 

darstellt, wird im Artikel deutlich 

thematisiert. 

38



Die Quellen II / 1.

Q1—	� Programm des Kreistreffens der NSDAP Halle 

im Juni 1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, C01/05-0016)

Q2—	 �Bericht des Kreisjugendamts Halle 

über das „Deutsche Jugendfest 1935“ 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0820)

Q3—	 ��Artikel aus dem Haller Kreisblatt 

vom 26.10.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, C01/05-0027)
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Q1— �Programm des Kreistreffens der NSDAP Halle im Juni 1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, C01/05-0016)
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Q2— �Bericht des Kreisjugendamts Halle über das „Deutsche Jugendfest 1935“ 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0820)
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Q3— �Artikel aus dem Haller Kreisblatt vom 26.10.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, C01/05-0027)
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Halle i. W., 26. Oktober 1936
Kreisschulungstag – Gemeinschaftstag! – Dicht gedrängt sitzen sie 
im Hollmannschen Saale, all die Führer und Unterführer sämtlicher 
Gliederungen der Partei innerhalb unseres Kreises; und zwischen 
ihnen Parteigenossen und Volksgenossen. Aus dem ganzen Kreise 
sind sie an diesem Sonntagmorgen zusammengekommen, um teilzu-
haben an diesem Gemeinschaftstag, um sich schulen und ausrichten 
zu lassen im nationalsozialistischen Geiste, um sich stärken und 
festigen zu lassen im Glauben an die völkische Sendung der Partei, 
und um später dieses Gedankengut weiterzugeben an jeden und vor 
allem an die, die innerlich noch hohl sind aus den Jahren des Zerfalls, 
die angefüllt werden müssen mit dem neuen Glauben an die Zukunft 
unseres Volkes.

Bis auf den letzten Platz ist der Saal mit seinen angrenzenden 
Räumen besetzt. Die braunen Uniformen beherrschen das Bild. Von 
der Bühne herunter grüßt inmitten einiger Lorbeerbäume das Bild 
des Führers, überschattet vom leuchtenden Rot der Hakenkreuz-
fahne. Im Saal selbst ein Bild der Gemeinschaft innerhalb der Partei, 
innerhalb aller Volksgenossen unseres Kreises. Da sitzen Kreisleiter, 
Kreiswalter, Ortsgruppenleiter und Ortswalter, SA, HJ, DJ, Frauen-
schaft und BdM, dazwischen die Amtsbürgermeister und viele 
Partei- und Volksgenossen, die sich diesen Vormittag nicht entgehen 
lassen wollten.

Unter den Klängen eines Marsches marschieren dann zunächst die 
Fahnen der Bewegung ein, von den Anwesenden stehend mit erho-
bener Rechten begrüßt. Sie nehmen vor der Bühne Aufstellung und 
vervollständigen so den Schmuck der Bühne und des Saales.

Kreisschulungsleiter Jasper eröffnet den Kreisschulungstag und 
erteilt sofort unserem Kreisleiter das Wort. Kreisleiter Mierig weist 
darauf hin, dass schon im Winterhalbjahr 1933/34 diese Schulungs-
tage im Kreise Halle durchgeführt wurden, dass dieser Tag schon 
damals so manchem Partei- und Volksgenossen zu einem Erlebnis 
geworden ist. So sind aus dem Wunsche heraus, monatlich in der 
Gemeinschaft zusammenzukommen, diese Tage in diesem Winter 
wieder eingerichtet worden. Und jeder, der hinaussieht in das Ge-
schehen der Welt, muss einsehen, dass diese Tage der Gemeinschaft 
notwendig sind, um das deutsche Volk immer fester zusammenzu-
schmieden im Geist der Zusammengehörigkeit. Und jeder, der das 
nicht einsieht, muss langsam da hineingezogen werden; denn jeder 
Volksgenosse ist wertvoll – er hat das Recht, im neuen Deutsch-
land zu leben, er hat aber auch die Pflicht, im neuen Deutschland 
mitzuarbeiten. 

Absichtlich sind an den Beginn dieser Schulungstage Morgenfeiern 
gestellt worden, in denen deutscher Helden gedacht werden wird, 
in denen Männer in den Vordergrund gestellt werden, die etwas für 
Deutschland geleistet haben. Die Kreisschulungstage sind bewusst 
auf die Sonntagvormittage gelegt worden, eben weil das jeweils der 

günstigste Zeitpunkt ist, aber nicht aus dem Wunsch oder Willen 
heraus, jemanden von der Kirche abzuhalten oder gar fortzudrän-
gen. Jeder, der den Kampf mitgemacht oder mitgesehen hat, der ge-
kämpft worden ist, kann nicht sagen, dass dem deutschen Volk der 
Gottglauben genommen werden soll. Nein, es muss sogar behauptet 
werden, dass das Volk nicht ohne diesen Gottglauben auskommen 
kann. Schließlich schöpft der Nationalsozialismus aus der Natur, 
und die Natur ist letzten Endes durch Gott geschaffen worden. Ist 
nicht auch die Rasse etwas Gottgewolltes, ist nicht auch die Familie 
in ihrer Reinheit durch Gott geschaffen worden? So wollen wir dafür 
sorgen, dass unser Volk als Rasse bestehen bleibt. Wir wollen an die 
Rasse, an die Familie und an das Volk glauben. So wollen wir, wie 
Kreisleiter Mierig zum Schluss wünschte, diese Tage beginnen im 
echten Gottesglauben, dann wird auch hier im Kreise der National-
sozialismus weitermarschieren.

Die eigentliche Morgenfeier leitet ein Hitlerjunge ein mit dem 
Vortrag des bekannten Liedes Fridericus Rex. Kreisschulungsleiter 
Jasper führt uns dann hinein in das Leben zweier großer Deutscher, 
in das Leben des Sachsenkönigs Heinrich l., der vor nunmehr 1000 
Jahren gestorben ist, und in das Leben des großen Preußenkönigs 
Friedrich des Großen, der vor 150 Jahren gestorben ist. Wie der 
Nationalsozialismus überhaupt immer wieder die Geschichte unse-
res Volkes in den Vordergrund rückt, so wollen auch wir lernen am 
Leben dieser großen Männer. Ist es nicht wahrhaft etwas Großes, 
dass sie schon damals alles, was sie taten, gemessen haben an dem
Maßstab: Was nützt das unserem Volke? Wollen wir nicht lernen 
aus der Einigkeit und Stärke, die sie im deutschen Volke zu schaffen 
wussten? Was sie mit dem Schwerte erobert haben, haben sie inner-
lich gestärkt und aufgebaut. So wollen auch wir lernen aus dem 
Testament des Preußenkönigs, aus dem der Kreisschulungsleiter 
einige Auszüge vorlas, die so recht seinen Geist veranschaulichten. 
Nur aus diesem Geist heraus ist Preußen damals groß geworden und 
nur aus dem nationalsozialistischen Geist heraus kann Deutschland 
heute groß werden.

Den Schulungsvortrag dieses Tages hielt nach einer kurzen Pause 
der Gauamtsleiter des NSLB, Pg. Reimpelt (Münster), der über „Na-
tionalsozialismus – Bolschewismus“ sprach und die Zusammenhän-
ge des Bolschewismus mit dem Judentum erläuterte und erklärte. Er 
ging ein auf die Entwicklung des Bolschewismus, seine Zwecke und 
seine Ziele und stellte dem gegenüber den unbändigen Aufbauwillen 
des Nationalsozialismus und damit des neuen Deutschlands.

Nachdem im Anschluss an den mit Beifall aufgenommenen Vortrag 
nochmals Kreisleiter Mierig gesprochen hatte, fand der erste Kreis-
schulungstag mit dem Deutschland- und Horst-Wessel-Lied, einem 
dreifachen Siegheil auf unseren Führer und Kanzler Adolf Hitler und 
dem feierlichen Fahnenausmarsch sein Ende.Hoffen wir, dass ihm 
und den folgenden Tagen die Früchte beschieden sind, die Kreisleiter 
Mierig wünschte. 

Kreisschulungstag – Gemeinschaftstag
Der erste Kreisschulungstag im Kreise Halle – Deutschland muss leben!

Transkription (Kreisarchiv Gütersloh):
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II. Kapitel

2. �Evangelische Kirche und Nationalsozialismus

Hintergrund

Während das Verhältnis von katho-

lischer Kirche und Nationalsozialis-

mus immer von einem grundlegen-

den Misstrauen und Spannungen 

gekennzeichnet war (vgl. Kapitel 

3.2), plante das NS-Regime eine 

Gleichschaltung der evangelischen 

Kirche analog zu Vereinen und Par-

teien. Durch die Installation eines 

Reichsbischofs und Mehrheiten der 

nationalsozialistischen „Deutschen 

Christen“ in den Landeskirchen 

sollten die evangelischen Kirchen 

zu Partnern und Erfüllungsgehil-

fen der nationalsozialistischen 

Ideologie werden. Dieses Kalkül 

ging jedoch nicht auf. Aus der 

Opposition einzelner Theologen 

und Pfarrer entstand 1934 mit einer 

Synode in (Wuppertal-) Barmen, 

die sogenannte „Bekennende 

Kirche“, deren Mitglieder Teile der 

nationalsozialistischen Ideologie 

als unchristlich ablehnten und 

sich gegen staatlich verordnete 

Reformen der Kirchengremien, wie 

den Reichsbischof und die später 

gebildeten Kirchenausschüsse, 

verwahrten.

Aus der Bekennenden Kirche gin-

gen wichtige Figuren des evange-

lischen Widerstandes, wie Dietrich 

Bonhoeffer und Martin Niemöller, 

hervor. Viele anderer „bekennen-

de“ Pfarrer blieben allerdings in 

ihren Ämtern und unterstützten 

teilweise sogar die NS-Kriegs-

führung, während sie weiterhin 

Menschenrechtsverletzungen 

und Einmischungen des Regimes 

in kirchliche Angelegenheiten 

kritisierten.

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Die Quellen Q1 und Q2 stehen für 

eine Zusammenarbeit von evan-

gelischer Kirche und NS-Regime, 

wie es diesem vorschwebte: Eine 

Parteiveranstaltung der NSDAP 

findet in einer evangelischen Kirche 

statt und wird durch die Ansprache 

eines Geistlichen legitimiert. Und 

der Lehrplan für evangelischen 

Religionsunterricht wird dem neuen 

Weltbild angepasst, indem die jü-

dischen Wurzeln des Christentums 

nur am Rande thematisiert werden, 

die „deutsche“ Erneuerung der Reli-

gion durch Martin Luther hingegen 

großes Gewicht bekommt. 

Q3 und Q4 stammen hingegen aus 

der Hoch-Zeit des innerevangeli-

schen Kirchenkampfes und zeigen, 

dsas Behörden und Parteigliederun-

gen gegen Vertreter der bekennen-

den Kirche massiv vorgingen und 

diese Entwicklung (siehe Q3) teil-

weise als bedrohlicher empfanden, 

als die Kritik aus dem Katholizis-

mus. Die Veranstaltung mit Martin 

Niemöller in Gütersloh durfte im 

Übrigen trotz der Proteste der SA 

und anderer Parteiorganisationen 

stattfinden.
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Die Quellen II / 2.

Q1—	� Programm einer „Weihestunde“ 

in der [evangelischen] Kirche Versmold 

am 09.11.1933 

Q2—	 �Arbeitsplan für den evangelischen 

Religionsunterricht an Volksschulen1  

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/03c-0305)

Q3—	 ��Auszug aus dem Lagebericht des Landrats 

Klein, Kreis Wiedenbrück vom 31.10.1934 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-1925)

Q4—	 �Schreiben des SA-Sturmbannes Gütersloh 

vom 06.11.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-1751)

47II. Kapitel / 2. Beispiel



Q1— �Programm einer „Weihestunde“ in der [evangelischen] Kirche Versmold 

am 09.11.1933 (Kreisarchiv Gütersloh, C01/05-0016)
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Q2— �Arbeitsplan für den evangelischen Religionsunterricht an Volksschulen1  

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/03c-0305)

  1
 � D

ie
se

r 
Pl

an
 e

nt
st

am
m

t d
er

 A
kt

e 
„R

el
ig

io
ns

un
te

rr
ic

ht
“ 

de
s 

fü
r 

H
al

le
 z

us
tä

nd
ig

en
 B

ie
le

fe
ld

er
 S

ch
ul

ra
te

s 
un

d 
is

t l
ei

de
r 

ni
ch

t d
at

ie
rt

. D
em

 K
on

te
xt

 n
ac

h 
ha

nd
el

t e
s 

si
ch

 u
m

 e
in

e 
A

np
as

su
ng

 d
er

 19
37

 v
on

 d
er

 D
eu

ts
ch

en
 

Ev
an

ge
lis

ch
en

 K
irc

he
 e

rl
as

se
ne

n 
„R

ic
ht

lin
ie

n 
fü

r 
de

n 
ev

an
ge

lis
ch

en
 R

el
ig

io
ns

un
te

rr
ic

ht
“.

 

49II. Kapitel / 2. Beispiel



Q3— �Auszug aus dem Lagebericht des Landrats Klein, Kreis Wiedenbrück vom 31.10.1934 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-1925)
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Q4— �Schreiben des SA-Sturmbannes Gütersloh vom 06.11.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-1751)
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II. Kapitel

3. �Werbung für „Rassenhygiene“ und 
Diskriminierung von Menschen mit Behinderung

Hintergrund

Die rassistische Ideologie der 

Nationalsozialisten wandte sich 

nicht nur gegen jüdische Men-

schen und andere „minderwertige 

Rassen“. Auch „arische“ Deutsche 

wurden als „minderwertig“ wahr-

genommen, wenn sie angeborene 

Behinderungen oder als erblich 

angesehene Krankheiten hatten, 

etwa Epilepsie oder psychische 

Erkrankungen.

Bereits im Juli 1933 ermöglichte das 

„Gesetz zur Verhütung erbkranken 

Nachwuchses“ die Sterilisierung 

von Betroffenen. Ab Mitte der 

1930er Jahre setzte eine massive 

Propaganda zur Verunglimpfung 

behinderter und kranker Men-

schen ein, denen auf Plakaten, in 

Flugblättern und Filmen das Recht 

auf Familie und Fortpflanzung ab-

gesprochen wurde. Ab 1935 waren 

Ärzt:innen und Hebammen ver-

pflichtet, die Diagnose bestimmter 

Krankheitsbilder oder die Geburt 

von Kindern mit Behinderung an-

zuzeigen. 

Diese Meldungen und die Akten 

der sogenannten „Erbgesund-

heitsgerichte“, die über die 

Genehmigung von Sterilisierun-

gen entschieden, bildeten in den 

1940er Jahren eine Grundlage für 

die Aussonderung und Ermordung 

von Patient:innen und Heimbe-

wohner:innen in den sogenannten 

„Euthanasie“-Aktionen: 

Mindestens 70.000 Menschen, 

die als „unheilbar“ oder „erbkrank“ 

galten, wurden in den Jahren 1940 

und 1941 in fünf zentrale Anstalten 

verlegt und dort ermordet.

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Q1 und Q2 stehen nicht nur in zeit-

lichem Zusammenhang. Dass das 

Mitteilungsblatt der lokalen NSDAP 

ausgerechnet in dem Monat, in dem 

das Gesetz zur Verhütung erb-

kranken Nachwuchses verkündet 

wurde, einen Artikel über Partner-

wahl und Erbanlagen veröffentlicht, 

wird kein Zufall gewesen sein. Der 

Artikel Q2 zeigt die oberflächliche 

biologistische Argumentation, die 

der „Rassenhygiene“ des NS-Re-

gimes zugrunde lag, argumentiert 

allerdings eher positiv zur Stärkung 

der „gesunden“ Deutschen und lässt 

Zwangsmaßnahmen, wie die durch 

das Gesetz verkündeten Sterilisie-

rungen, außen vor.

Q3 zeigt diese Argumentation noch 

einmal grafisch mit einer plumpen 

Bildsprache, die typisch für die 

Darstellung behinderter Menschen 

in der NS-Propaganda ist. Das 

zweite Schaubild zeigt die rassis-

tischen Heiratsregelungen nach 

den „Nürnberger Gesetzen“ 1935, 

die dem gleichen Gedankengut 

entsprangen, wie das Gesetz zur 

Verhütung erbkranken Nachwuch-

ses. Der zunächst harmlos erschei-

nende Fragebogen in Q4 offenbart 

im Kontext seine Bedeutung: Neben 

Hebammen und Ärzten trugen auch 

die Schulen zur Datensammlung 

bei, da es sich bei den gemeldeten 

„geistesschwachen“ Schüler:innen 

höchstwahrscheinlich um Menschen 

mit geistiger oder Lernbehinderung 

handelte. 52



Die Quellen II / 3.

Q1—	 �Gesetz zur Verhütung erbkranken 

Nachwuchses vom 14. Juli 1933 

Q2—	 �Artikel aus dem Mitteilungsblatt der 

NSDAP-Kreisleitung Halle aus dem Juli 1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, C01/05-0016)

Q3—	 ��Plakate des Reichsausschuss 

für Volksgesundheit 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-1472)

Q4—	 �Rundschreiben des Bielefelder Kreisschulrats 

vom 10. Oktober 1935 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/03c-0304)
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Q1— ���Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933  

(Kreisarchiv Gütersloh, Gesetzessammlung)
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Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hier-

mit verkündet wird:

§ 1

(1) Wer erbkrank ist, kann durch chirurgischen Eingriff unfrucht-

bar gemacht (sterilisiert) werden, wenn nach den Erfahrungen 

der ärztlichen Wissenschaft mit großer Wahrscheinlichkeit zu 

erwarten ist, dass seine Nachkommen an schweren körperlichen 

oder geistigen Erbschäden leiden werden.

(2) Erbkrank im Sinne dieses Gesetzes ist, wer an einer der folgen-

den Krankheiten leidet:

1. angeborenem Schwachsinn,

2. Schizophrenie,

3. zirkulärem (manisch-depressivem) Irresein,

4. erblicher Fallsucht,

5. erblichem Veitstanz (Huntingtonsche Chorea),

6. erblicher Blindheit,

7. erblicher Taubheit,

8. schwerer erblicher körperlicher Missbildung.

(3) Ferner kann unfruchtbar gemacht werden, wer an schwerem 

Alkoholismus leidet.

§ 2

(1) Antragsberechtigt ist derjenige, der unfruchtbar gemacht 

werden soll. Ist dieser geschäftsunfähig oder wegen Geistesschwä-

che entmündigt oder hat er das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 

vollendet, so ist der gesetzliche Vertreter antragsberechtigt; er 

bedarf dazu der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. In den 

übrigen Fällen beschränkter Geschäftsfähigkeit bedarf der Antrag 

der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters. Hat ein Volljähriger 

einen Pfleger für seine Person erhalten, so ist dessen Zustimmung 

erforderlich.

(2) Dem Antrag ist eine Bescheinigung eines für das Deutsche 

Reich approbierten Arztes beizufügen, dass der Unfruchtbarzuma-

chende über das Wesen und die Folgen der Unfruchtbarmachung 

aufgeklärt worden ist.

(3) Der Antrag kann zurückgenommen werden.

§ 3

Die Unfruchtbarmachung können auch beantragen

1. der beamtete Arzt,

2. für die Insassen einer Kranken-, Heil- oder Pflegeanstalt oder 

einer Strafanstalt der Anstaltsleiter.

§ 4

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle 

des Erbgesundheitsgerichts zu stellen. Die dem Antrag zu Grunde 

liegenden Tatsachen sind durch ein ärztliches Gutachten oder auf 

andere Weise glaubhaft zu machen. Die Geschäftsstelle hat dem 

beamteten Arzt von dem Antrag Kenntnis zu geben.

§ 5

Zuständig für die Entscheidung ist das Erbgesundheitsgericht, in 

dessen Bezirk der Unfruchtbarzumachende seinen allgemeinen 

Gerichtsstand hat.

§ 6

(1) Das Erbgesundheitsgericht ist einem Amtsgericht anzugliedern. 

Es besteht aus einem Amtsrichter als Vorsitzenden, einem beamte-

ten Arzt und einem weiteren für das Deutsche Reich approbierten 

Arzt, der mit der Erbgesundheitslehre besonders vertraut ist. Für 

jedes Mitglied ist ein Vertreter zu bestellen.

(2) Als Vorsitzender ist ausgeschlossen, wer über einen Antrag auf 

vormundschaftliche Genehmigung nach § 2 Abs. 1 entschieden 

hat. Hat ein beamteter Arzt den Antrag gestellt, so kann er bei der 

Entscheidung nicht mitwirken.

Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses. 
Vom 14. Juli 1933.

Transkription (Kreisarchiv Gütersloh):
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Q2— ��Artikel aus dem Mitteilungsblatt der NSDAP-Kreisleitung Halle  

aus dem Juli 1933 (Kreisarchiv Gütersloh, C01/05-0016)

Mit Erlaubnis des Verlages J. F. Lehmann, München, entnehmen wir 
den folgenden Abschnitt dem Büchlein „Von Deutschen Ahnen für 
Deutsche Enkel“ (geb. RM. 1.00) von Prof. Dr. med. Ph. Kuhn und Dr. 
med. H. W. Kranz. Diese Schrift will jeden Deutschen mitverantwort-
lich machen für die Zukunft seines Volkes und in ihm die Liebe und den 
Stolz zu seiner Rasse wecken.

Bevor der Viehzüchter, ganz gleich, ober er nun Pferde, Rinder, Hunde 
oder andere Haustiere züchtet, seine Tiere paart, prüft er auf das 
sorgfältigste die Eigenschaften und die Stammbäume der einzel-
nen Rassen und sondert sie nach dem Ergebnis dieser züchterischen 
Prüfungen. Er verhütet ängstlich, dass sich die einzelnen Rassen wahl-
los kreuzen, denn er weiß genau, dass eine sorgfältige Auswahl der 
Zuchttiere sich auf die Dauer lohnen, und dass eine wahllose Paarung 
dagegen sich in den späteren Geschlechterfolgen rächen wird.

Während er somit die Fortpflanzung seiner Tiere nicht nur auf das 
peinlichste beobachtet, sondern auch ein Zuchtziel nach seinen 
züchterischen Erfahrungen aufstellt, ist er bei seiner eigenen Rasse 
nicht so empfindlich. Meist kümmert er sich herzlich wenig um die 
Fortpflanzung seiner eigenen Sippe im Sinne einer Gesunderhaltung 
seiner Enkel und Enkelkinder. Anstatt an die körperlichen, geistigen 
und seelischen Anlagen seiner Nachkommen zu denken, achtet er 
nur auf das äußere Wohl seiner Kinder und ist stolz und zufrieden, 
wenn es ihm gelungen ist, seine Kinder in Ehen unterzubringen, die 
Wohlhabenheit und Fortkommen vermitteln. Werden doch vor der 

Eheschließung meist reichliche Erkundigungen darüber eingezogen, 
wieviel Geld die junge Frau mitbekommt oder später einmal zu erben 
hat. Dagegen wird in der Regel nie danach gefragt, welche geistigen 
und körperlichen Eigenschaften sie ihren Eltern verdankt und an ihre 
Kinder weitervererben wird.

So sehen wir, dass oft gesunde kräftige Männer mit verheißungsvollen 
Erbanlagen in wohlhabende, aber erblich minderwertige Familien 
sinnlos hineinheiraten und dass andererseits erblich hervorragend 
veranlagte Frauen, die geborenen Stammmütter herrlicher Geschlech-
ter, vielfach an entartete, erblich minderwertige Männer mit Geld, 
Titel und Einfluss verkauft werden. Kurzsichtige Eltern denken nicht 
daran, das Reichtum sehr leicht zerrinnt und sich manchmal nur auf 
eine Geschlechterfolge beschränkt. Vor allem aber vergessen sie, 
dass eine gesunde, hochwertige Erbanlage sich in den Blutlinien von 
Geschlecht zu Geschlecht fortpflanzt, zum Segen der Familien un-
sterblich sein kann und schließlich für die Zukunft des ganzen Volkes 
eine entscheidende Bedeutung hat. Durch eine unglückliche Wahl des 
Ehegenossen wird eine derartige hochwertige Erbanlage verdorben 
oder ausgemerzt.

Weiterhin besteht die Schwierigkeit, dass man sich wohl bei den Ras-
sen unserer Haustiere vor der Paarung durch weit zurückreichende 
und sorgfältig geführte Stammbäume mit peinlich genauen Angaben 
über alle vererbbaren Eigenschaften und Anlagen unterrichten 
kann, dass dagegen bei unserer eigenen Rasse sich solche wichtigen 

Kenntnisse meist kaum über zwei oder drei 
Geschlechter erstrecken. Die Folge ist die 
traurige Beobachtung, dass mit der Zeit 
die hochwertigen Volksgenossen zahlen-
mäßig zurückgehen, durch minderwertige 
ersetzt werden und schließlich verschwin-
den. Was nützt aber einem Volke eine 
Millionenzahl von Menschen, wenn ein 
übergroßer Teil von ihnen körperlich und 
geistig minderwertig ist?!

Es ergibt sich somit die Aufgabe, die 
Auslesewirkungen, die sich in unserem 
Volke bemerkbar machen, gründlich zu 
erforschen und eine bewusste Auslese 
zu treiben mit dem Ziel, die überdurch-
schnittliche Vermehrung der körperlich 
und seelisch gesunden Volksgenossen zu 
fördern, die Fortpflanzung der körperlich 
und seelisch Minderwertigen dagegen zu 
hemmen und zielbewusst zu verhindern.

Die Auslese in unserem Volke lässt sich 
jedoch nur durchführen, wenn jeder über 
die nötigen Kenntnisse in der Vererbungs-
lehre verfügt.

Drum prüfe, wer sich ewig bindet! 
Was bei der Gattenwahl am häufigsten vergessen wird

Transkription (Kreisarchiv Gütersloh):
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Q3— ���Plakate des Reichsausschuss für Volksgesundheit 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-1472)
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Q4— �Rundschreiben des Bielefelder Kreisschulrats vom 10. Oktober 1935 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/03c-0304)

* �29 sind gemeldet. 

D[elbrügge]

*
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III.

Beispiel 1	� Politische Verfolgung und „Schutzhaft“: 

Reinhard Wagner, Gütersloh

Beispiel 2 	� Politische Verfolgung und „Schutzhaft“: 

Josef Füchtenhans, Herzebrock

Beispiel 3 �	 �Antisemitische Diskriminierung und Existenzverlust: 

Alfred van Pels, (Rietberg-) Neuenkirchen

Beispiel 4 	 �Antisemitische Gewalt und Brandstiftung: 

Familie Daltrop, Gütersloh

Beispiel 5	 �Vorurteile und Erinnerungskultur: 

Die Synagoge in Versmold

Entrechtung und Verfolgung
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das NS-Regime auf antisemitische 

Maßnahmen wie „Judenboykotte“, 

den Ausschluss aus Vereinen oder 

die Diskriminierung von „Misch-

ehen“. Der offene Übergang zu 

systematischer Gewalt gegen jüdische 

Menschen erfolgte jedoch erst mit 

der sogenannten Pogromnacht von 

1938. Abgesehen von Brandstiftun-

gen, Plünderungen und Misshand-

lungen wurden danach erstmals 

Juden alleine aufgrund ihrer „Rasse“ 

in Konzentrationslagern inhaftiert.

Zuvor waren die Konzentrationslager 

eher Straflager für politische Geg-

ner:innen. Die ersten beiden Beispiele 

dieses Kapitels zeigen anhand relativ 

unbedeutender Funktionäre der SPD 

(Beispiel 1) und des organisier-

ten Katholizismus (Beispiel 2) für 

welche geringen Vergehen politische 

Opfer mehrere Wochen bis Monate in 

Gestapo-Gefängnissen oder Konze-

trationslager eingesperrt wurden. 

Bei den weiteren drei Beispielen 

handelt es sich um jüdische Opfer der 

Reichspogromnacht – den Neuenkir-

chener Elektriker (Beispiel 3), der 

sich selbst als Katholik und überhaupt 

nicht als Juden sah, trieben allerdings 

nicht (nur) die Misshandlungen durch 

die SA in den Ruin, sondern das Verbot 

seiner Tätigkeit als selbständiger 

Handwerker. Eine klassische „De-

portationsgeschichte“ wird in den 

vorliegenden Quellen nicht thema-

tisiert. Das Material soll vor allem 

die Härten gegenüber der jüdischen 

Bevölkerung vor der systematischen 

Vernichtungspolitik dokumentieren.

Dass Mitglieder der Gütersloher 

Familie (Beispiel 4) im Holocaust 

ums Leben gekommen sind, geht aus 

einer Quelle des Beispiels hervor. Im 

Mittelpunkt steht jedoch der Verlust 

von Haus und Geschäft sowie die 

Reaktion des erkrankten Seniors der 

Familie. Beispiel 5 gibt schließlich 

den Einblick in die Zerstörung einer 

relativ bescheidenen Kleinstadtsyn-

agoge – verbindet diese jedoch mit 

Quellen zu antisemitischen Vorurtei-

len vor und der Erinnerungskultur 

nach dem Nationalszozialismus.

Von Beginn an setzte 
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III. Kapitel

1. �Politische Verfolgung und „Schutzhaft“: 
Reinhard Wagner, Gütersloh

Hintergrund

Mit der Verordnung des Reichsprä-

sidenten zum Schutz von Volk und 

Stadt – besser bekannt als „Reichs-

tagsbrandverordnung“ – wurden 

am 28.02.1933 verfassungsgemäße 

Grundrechte – unter anderem das der 

persönlichen Freiheit – „zur Abwehr 

kommunistischer staatsgefährdender 

Gewaltakte“ außer Kraft gesetzt. Auf 

dieser Grundlage wurden im Frühjahr 

und Sommer 1933 vor allem Funk-

tionäre und Abgeordnete von SPD 

und KPD verhaftet und über mehrere 

Wochen bis Monate in den ersten 

Konzentrationslagern oder speziellen 

„Schutzhaftabteilungen“ bestehender 

Gefängnisse festgehalten und teil-

weise misshandelt. 

In Gütersloh gab es am 29. und 30. 

Juni 1933 großangelegte Durchsu-

chungs- und Verhaftungsaktionen, 

bei denen bis zu 60 Sozialdemokra-

ten, Funktionäre der freien Gewerk-

schaften oder der SPD nahestehenden 

Vereinen verhaftet wurden. 26 blieben 

über Nacht in Haft und wurden auf 

dem Rathaus verhört, 17 für längere 

Zeit „in Schutzhaft“ genommen. Der 

überwiegende Teil der Verhafteten 

wurde Ende Juli wieder freigelassen.

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Q1 informiert allgemein über die 

Aktion – anzumerken ist, dass sich die 

erwähnten Waffenfunde in den Ver-

nehmungsprotokollen im Kreisarchiv 

auf ein Messer beschränken, ansons-

ten wurde lediglich „verdächtige“ 

und verbotene Literatur aufgelistet. 

Eine solche Liste zeigt Q2. Abgesehen 

von zwei verbotenen Zeitungen und 

einigen politisch missliebigen Büchern 

gab es wohl kein belastendes Material 

gegen Reinhard Wagner – dennoch 

blieb er trotz gesundheitlicher Prob-

leme über zwei Wochen in Gestapo-

Haft in Bielefeld (Q3). Wie Q4 zeigt 

war das Vorliegen konkreter Tat- oder 

Gefährdungshinweise auch gar nicht 

nötig. Zumindest der örtlichen NSDAP 

ging es schlicht um Einschüchte-

rung „stark nach links orientierter“ 

politischer Oppositioneller. Dass die 

Partei überhaupt um eine Einschät-

zung der jeweiligen „Schutzhäftlinge“ 

gebeten wurde, zeigt die Abhängig-

keit staatlicher Stellen von der Partei 

– auch wenn deren Empfehlung einer 

wenigsten dreimonatigen KZ-Haft für 

die meisten Gütersloher Sozialdemo-

kraten nicht aufgegriffen wurde. 
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Die Quellen III. / 1.

Q1—	 Artikel aus der Gütersloher Zeitung 

	 vom 01.07.1933 

	 (Stadtarchiv Gütersloh) 

Q2—	 �Protokoll nach der Verhaftung von 

Reinhard Wagner am 30.6.1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0573)

Q3—	 ��Schreiben von Kurt Wagner vom 06.07.1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0573)

Q4—	 ��Vermerk der NSDAP-Ortsgruppe 

Gütersloh vom 18.07.1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0573)
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Q1— �Artikel aus der Gütersloher Zeitung vom 01.07.1933 

(Stadtarchiv Gütersloh) 

Wie schon gestern kurz berichtet, setzten am Freitag mit größerem Aufge-

bot der Polizei, Hilfspolizei, SA, SS und Stahlhelm schlagartig Haussuchun-

gen besonders bei bekannten Mitgliedern der SPD und KPD ein. Es wurde 

im Laufe des Tages bei dieser Aktion eine größere Menge Schriftmaterial, 

einige Waffen und Munition und Sonstiges sichergestellt, dessen Sichtung 

eine längere Zeit in Anspruch nehmen dürfte. Immerhin darf gesagt werden, 

dass sich darunter manches belastende Material befindet. Im Rathaus 

wurden die in Haft Genommenen einem ersten Verhör unterzogen. Die 

Aktion erfolgte unter Anwesenheit des zuständigen Standartenführers 

und Sturmbannführers der SA, des Landrats Klein und des Bürgermeisters 

Thummes. Von den etwa 60 in Schutzhaft genommenen Personen wurden 

noch in später Abendstunde 17 nach Bielefeld abtransportiert, wo weitere 

Feststellungen erfolgen; die übrigen Personen sind wieder auf freien Fuß 

gesetzt. Die Aktion, die den ganzen Tag über andauerte, drückte der Stadt 

einen besonderen Stempel auf. Das Publikum sammelte sich vor dem Amts-

gerichtsgebäude und auf dem Rathausplatz und verfolgte die Vorgänge mit 

sichtlichem Interesse.

17 SPD- und KPD-Funktionäre in Schutzhaft

Transkription (Kreisarchiv Gütersloh):
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Q2— �Protokoll nach der Verhaftung von Reinhard Wagner am 30.06.1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0573)
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Q3— �Schreiben von Kurt Wagner vom 06.07.1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0573)
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Q4— �Vermerk der NSDAP-Ortsgruppe Gütersloh vom 18.07.1933 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0573)
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III. Kapitel

2. �Politische Verfolgung und „Schutzhaft“: 
Josef Füchtenhans, Herzebrock

Hintergrund

Das Verhältnis zwischen katholi-

scher Kirche und dem NS-Regime 

war gerade in den ersten Jahren 

belastet. Im „Reichskonkordat“ 

vom Juli 1933 wurde der Kirche 

grundsätzliche Freiheit ihrer 

Religionsausübung zugesagt. Dies 

beinhaltete auch das Weiterbeste-

hen katholischer Vereine, denen 

allerdings künftig jede politische 

Betätigung verboten war. Die 

katholischen Jungscharen und Ju-

gendverbände standen dabei unter 

besonderer Beobachtung, denn 

eigentlich sollte die Jugendarbeit 

nach Willen des NS-Regimes am 

besten zentral und ausschließlich 

über die Hitlerjugend erfolgen (sie-

he Kapitel 1.3). Gesetzlich verpflich-

tend wurde dieser Anspruch jedoch 

erst im Dezember 1936 formuliert. 

Bis dahin mussten kirchliche 

Jugendvereine geduldet werden – 

wurden durch drastische Strafen 

für Funktionäre, die ihren Zu-

ständigkeitsbereich überschritten, 

aber an ihre stark eingeschränkte 

Handlungsfreiheit erinnert. 

Die Flugblattverteilung in Wie-

denbrück und die harte Reaktion 

des NS-Staates gehen auf starke 

Spannungen zwischen der NSDAP 

und den beiden westfälischen 

Bischöfen zurück. Der Bischof von 

Münster, Clemens Graf von Galen, 

warf dem NS-Regime Brüche des 

„Reichskonkordats“ vor. Zudem 

kritisierte er seit Ende 1934 Teile 

der NS-Ideologie als „unchristlich“ 

und tat dies auch in Veröffent-

lichungen des Bistums kund. Bei 

einem „Gauparteitag“ der NSDAP 

am 6. und 7. Juli 1935 in Münster 

sprach deren kirchenfeindlicher 

Reichsleiter Alfred Rosenberg und 

griff den Bischof persönlich an. 

Eine am nächsten Tag anstehende 

Kirchenprozession unter Leitung 

des Bischofs wurde daraufhin zu 

einer Art „Gegendemonstration“ 

mit fast 20.000 Teilnehmenden.

Der erwähnte „Katholikentag“ in 

Hamm, auf den die Flugblätter wohl 

auch Bezug nahmen, war keine Ver-

anstaltung, sondern bezieht sich 

auf einen Zwischenfall anlässlich 

einer Firmreise des Paderborner 

Erzbischofs Caspar Klein. Dieser 

wurde am 12. Mai von mehreren 

hundert Gläubigen mit „Treu Heil“ 

(dem traditionellen Gruß der 

katholischen Vereinsbewegung) 

und „Heil Erzbischof“ gegrüßt, in 

der Folge kam es zu verbalen und 

vereinzelten körperlichen Ausein-

andersetzungen zwischen Mitglie-

dern der katholischen Jungscharen 

und der HJ, die sich durch diese 

Abwandlungen der „Heil-Rufe“ – 

zurecht? – provoziert fühlte.

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Den meisten Schüler:innen dürfte 

der Gegensatz zwischen Kirche 

und NS-Regime erst einmal fremd 

erscheinen, da weder Religion noch 

Politik entscheidenden Einfluss auf 

ihr Leben haben. Entsprechend 

dürften die in Q1 geschilderten Vor-

gänge zunächst einmal als wenig 

bedeutsam beurteilt werden. Die 

Vokabel „Schutzhaft“ bietet jedoch 

einen Hinweis auf eine ggf. här-

tere Bestrafung. Die dreimonatige 

KZ-Haft für den Jungscharführer 

erschließt sich dann aus Q3 und 

Q4. Q2 zeigt einerseits, dass nicht 

nur erwachsene Funktionär:innen, 

sondern auch einfache Schüler:in-

nen im Falle eins Fehlverhaltens 

Konsequenzen zu fürchten hatten – 

und dass der Komplex „Schutzhaft“ 

offensichtlich intensiv zwischen 

Polizei und NSDAP abgestimmt 

wurde. 
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Die Quellen III / 2.

Q1—	� Auszug aus dem geheimen Lagebericht 

von Landrat Klein (Kreis Wiedenbrück) 

vom 27.07.1935 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/1b-1925) 

Q2—	� Schreiben der Ortspolizeibehörde 

Wiedenbrück vom 19.07.1935 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0575)

Q3—	 ��Schreiben der Ortspolizeibehörde 

Herzebrock vom 26.06.1936  

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0575)

Q4—	 �Entschädigungsbescheid des Regierungs- 

präsidiums Detmold vom 10.09.1958 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0573)
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Q1— �Auszug aus dem geheimen Lagebericht von Landrat Klein (Kreis Wiedenbrück) 

vom 27.07.1935 (Kreisarchiv Gütersloh, A02/1b-1925) 
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Q3— �Schreiben der Ortspolizeibehörde Herzebrock vom 26.06.1936 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0575)
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Q4— ��Entschädigungsbescheid des Regierungspräsidiums Detmold 

vom 10.09.1958 (Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0573)

73III. Kapitel / 2. Beispiel



Q4— ��Entschädigungsbescheid des Regierungspräsidiums Detmold 

vom 10.09.1958 (Kreisarchiv Gütersloh, A01/02b-0573)
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III. Kapitel

3. �Antisemitische Diskriminierung und Existenzverlust: 
Alfred van Pels, (Rietberg-) Neuenkirchen

Hintergrund

Im Jahr 1938 wurde das jüdische 

Wirtschaftsleben durch das NS- 

Regime massiv beschränkt. Waren 

zuvor lediglich Sanktionen und 

Boykotte gegen jüdische Gewer-

betreibende organisiert worden, 

mussten alle Juden nach einer Ver-

ordnung vom 26. April 1938 Vermö-

genswerte über 5.000 Reichsmark 

anmelden und deren Verwendung 

mit staatlichen Stellen abstimmen.

Wenige Tage nach der Pogrom-

nacht vom 9. November 1938, in 

der neben den Synagogen eine 

große Zahl jüdischer Geschäfte 

und Häuser zerstört wurden, 

machte das Regime mit einer 

gleichlautenden Verordnung klar, 

dass es die vollständige „Aus-

schaltung von Juden aus dem 

deutschen Wirtschaftsleben“ 

beabsichtigte. Juden durften 

keine Unternehmen mehr führen, 

Meistertitel im Handwerk und 

andere Befähigungen zum Führen 

eigener Betriebe erloschen. Im 

Dezember 1938 folgte eine „Ver-

ordnung über den Einsatz jüdi-

schen Vermögens“, das Juden de 

facto dazu zwang, Immobilien und 

größere Geldanlage zu veräußern.

Für den Elektriker Alfred van 

Pels und seine siebenköpfige 

Familie aus Neuenkirchen bedeu-

tete dies den wirtschaftlichen Ruin, 

nachdem sich gezeigt hatte, dass 

er aufgrund seiner Herkunft auch 

als katholisch getaufter Christ von 

den antisemitischen Verordnungen 

betroffen war. Neben dem Ver-

lust der wirtschaftlichen Existenz 

litt er unter den körperlichen und 

psychischen Folgen der Pogrom-

nacht, in der er von SA-Leuten in 

seiner eigenen Wohnung miss-

handelt wurde. 1943 wurde er 

in Münster als „geisteskrank“ 

diagnostiziert und im Neuenkir-

chener Krankenhaus wegen seiner 

Kopfschmerzen und „Verfolgungs-

wahn“ behandelt. Er starb am 28. 

März 1944, aller Wahrscheinlichkeit 

nach an Unterernährung, da er in 

der Klinik das Essen verweigerte.

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Die Lektüre der Verordnung Q1 

und der Ablehnung des Gesuchs 

Q2 zeigen, wie unerbittlich das 

NS-Regime ab Ende 1938 jüdischen 

Menschen die wirtschaftliche 

Existenzgrundlage entzog – und 

dass die rassistische Kategori-

sierung als Jüd:innen sogar im 

Gegensatz zum Selbstbild und der 

Religion der Betroffenen erfolgte. 

Diese Maßnahmen erfolgten zu ei-

nem Zeitpunkt, in dem die Schwelle 

zur physischen Gewalt durch das 

Pogrom vom 9. und 10. November 

1938 bereits überschritten war. 

Dass auch van Pels Opfer dieser 

Gewalt wurde, wird erst durch die 

Lektüre von Q3 klar. In Q4 ist von 

den Misshandlungen durch die SA 

keine Rede. Dass er angesichts die-

ser innerhalb von weniger als zwei 

Monaten erfolgten Schläge durch 

die NS-Politik psychisch erkrankte, 

ist nicht verwunderlich. Bemer-

kenswert ist, dass Alfred van Pels 

offensichtlich der Deportation ent-

ging, obwohl er von den Behörden 

als „Volljude“ eingruppiert wurde.
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Die Quellen III / 3.

Q1—	� Verordnung zur Ausschaltung von Juden 

aus dem deutschen Wirtschaftsleben 

vom 12.11.1938 (Kreisarchiv Gütersloh, 

Gesetzessammlungen)

Q2—	� Entscheid über den Antrag Alfred van Pels 

vom 24.12.1938 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-1726)

Q3—	 ��Auszug aus dem Wiedergutmachungsantrag 

Anna van Pels vom 20.03.1957 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/04i-Ez0783)

Q4—	 �Zeugenaussage des Krankenpflegers 

Adolf Brüggenthies über den Tod 

von Alfred van Pels vom 05.04.1960 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/04i-Ez0783)
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Q1— �Verordnung zur Ausschaltung von Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben vom 12.11.1938  

(Kreisarchiv Gütersloh, Gesetzessammlung)

Auf Grund der Verordnung zur Durchführung des Vierjahres-
plans vom 18. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 887) wird 
folgendes verordnet:

§ 1
(1) Juden (§ 5 der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz 
vom 14. November 1935 – Reichsgesetzbl. I S. 1333) ist vom 1. 
Januar 1939 ab der Betrieb von Einzelhandelsverkaufsstellen, 
Versandgeschäften oder Bestellkontoren sowie der selbständige 
Betrieb eines Handwerks untersagt.
(2) Ferner ist ihnen mit Wirkung vom gleichen Tage verboten, 
auf Märkten aller Art, Messen oder Ausstellungen Waren oder 
gewerbliche Leistungen anzubieten, dafür zu werben oder Be-
stellungen darauf anzunehmen.
(3) Jüdische Gewerbebetriebe (Dritte Verordnung zum Reichs-
bürgergesetz vom 14. Juni 1938 – Reichsgesetzbl. I S. 627), die 
entgegen diesem Verbot geführt werden, sind polizeilich zu 
schließen.

§ 2
(1) Ein Jude kann vom 1. Januar 1939 ab nicht mehr Betriebs-
führer im Sinne des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
vom 20. Januar 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 45) sein.
(2) Ist ein Jude als leitender Angestellter in einem Wirtschafts-
unternehmen tätig, so kann ihm mit einer Frist von sechs 
Wochen gekündigt werden. Mit Ablauf der Kündigungsfrist 
erlöschen alle Ansprüche des Dienstverpflichteten aus dem 
gekündigten Vertrage, insbesondere auch Ansprüche auf Ver-
sorgungsbezüge und Abfindungen.

§ 3
(1) Ein Jude kann nicht Mitglied einer Genossenschaft sein.
(2) Jüdische Mitglieder von Genossenschaften scheiden zum 
31. Dezember 1938 aus. Eine besondere Kündigung ist nicht 
erforderlich.

§ 4
Der Reichswirtschaftsminister wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit den beteiligten Reichsministern die zu dieser Verord-
nung erforderlichen Durchführungsbestimmungen zu erlassen. 
Er kann Ausnahmen zulassen, soweit diese infolge der Überfüh-
rung eines jüdischen Gewerbebetriebes in nichtjüdischen Besitz, 
zur Liquidation jüdischer Gewerbebetriebe oder in besonderen 
Fällen zur Sicherstellung des Bedarfs erforderlich sind.

Berlin, den 12. November 1938.

De r  Bea u f t ra g t e  f ü r  d e n  V i e r ja h res p l a n
G ö r i n g

Generalfeldmarschall

Verordnung zur Ausschaltung
der Juden aus dem deutschen 
Wirtschaftsleben.
Vom 12. November 1938.

Transkription (Kreisarchiv Gütersloh):
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Q2— ���Entscheid über den Antrag Alfred van Pels vom 24.12.1938 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-1726)
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Q3— ��Auszug aus dem Wiedergutmachungsantrag Anna van Pels vom 20.03.1957 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/04i-Ez0783)
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Q4— ��Zeugenaussage des Krankenpflegers Adolf Brüggenthies über den Tod 

von Alfred van Pels vom 05.04.1960 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/04i-Ez0783)
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III. Kapitel

4. �Antisemitische Gewalt und Brandstiftung: 
Familie Daltrop, Gütersloh

Hintergrund

Die Brüder Julius (1880 – 1939) 

und Bernhard Daltrop (1882 – 1939) 

betrieben in dritter Generation 

ein Geschäft für Schreibwaren 

und Büromaschinen am Güterslo-

her Kirchplatz. Ihr Haus mitsamt 

Ladenlokal gehörte zu den vier 

Gebäuden in der Stadt, die im 

Rahmen der Pogromnacht 1938 

niedergebrannt wurden. Die beiden 

Häuser am Kirchplatz wurden nicht 

in der Nacht angezündet, sondern 

am Vormittag des 10. November 

1938. Da beide als Teil der histo-

rischen Bebauung einer Straßen-

erweiterung im Weg waren, liegt 

der – mangels Akten nicht beweis-

bare – Verdacht nahe, dass aus 

der Stadtverwaltung am Morgen 

nach der „eigentlichen“ Pogrom-

nacht der Impuls kam, durch die 

Zerstörung der beiden Fachwerk-

häuser Fakten zu schaffen, die eine 

verkehrsfreundliche Stadtplanung 

ermöglichten.

Wie alle jüdischen Männer zwi-

schen 16 und 65 Jahren wurden 

auch die Gebrüder Daltrop noch in 

der Nacht – also vor der Brandstif-

tung – inhaftiert und am 11.11.1938 

in ein Bielefelder Gefängnis der 

Gestapo gebracht. Bernhard Dal-

trop wurde am Folgetag aufgrund 

seines Herzleidens entlassen, 

die anderen Gütersloher waren

anschließend für etwa sechs 

Wochen im Konzentrationslager 

Buchenwald interniert. Bernhard 

und Julius Daltrop verstarben in 

Gütersloh eines natürlichen Todes, 

wobei der Verlust des Hauses und 

der wirtschaftlichen Existenz ihre 

gesundheitliche Situation sicher 

massiv verschlechtert hatten. Bern-

hard Daltrops Sohn Herbert gelang 

bereits vor der Pogromnacht die 

Emigration, die restliche Familie 

wurde in Auschwitz ermordet oder 

verstarb mutmaßlich auf dem 

Transport.

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Herbert Daltrops Wiedergutma-

chunsantrag (Q1) beleuchtet die 

Situation des Geschäfts vor 1938. 

Die bei hohen Kosten stagnierenden 

Lagerbestände und die Verhandlun-

gen mit einem Konkurrenten über 

den Verkauf zeigen die wirtschaft-

lichen Schwierigkeiten, mit denen 

kleinere jüdische Betriebe auch vor 

der offiziellen „Ausschaltung der 

Juden aus dem Wirtschaftsleben“ 

zu kämpfen hatten. Zudem wird 

in kürzester Form die Familienge-

schichte und der Tod der gesamten

Elterngeneration in der NS-Zeit ge-

schildert. Der Bericht von Leopold 

Herzberg (Q2) schildert die spe-

zielle Situation Bernhard Daltrops, 

weist aber auch auf die Tatsache 

hin, dass in der Pogromnacht er-

wachsene jüdische Männer flächen-

deckend inhaftiert und in Gestapo-

Haft und/oder Konzentrationslager 

überstellt wurden. Die Deporta-

tion der restlichen Gütersloher 

nach Buchenwald müsste ggf. im 

Unterrichtsgespräch nachgereicht 

werden, ebenso wie die sehr beson-

deren Umstände des Brandes am 

Kirchplatz. Diese lassen sich jedoch 

durch zwei der Fotos Q3 illustrie-

ren, die offensichtlich am hellen Tag 

aufgenommen wurden. Auffällig 

ist auch die Zahl an Schaulustigen, 

die den Brand beobachten. Auch 

Leopold Herzberg spricht in Q2 von 

einer Menschenansammlung beim 

Abtransport der inhaftierten Juden. 

Das Bild Q3a wurde zehn Jahr vor 

der Brandstiftung aufgenommen 

und zeigt die Lage des Hauses in 

der sehr engen Verkehrssituation 

am Kirchplatz.
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Die Quellen III / 4.

Q1—	 �Wiedergutmachungsantrag 

von Herbert Daltrop 1956  

(Kreisarchiv Güterlsoh, A02_04i_1101)

Q2—	 �Auszüge aus dem „Herzberg-Bericht“ 

(Flöttmann Verlag Gütersloh)

Q3—	 ��Bilder Ladenlokal Daltrop 1928 und 10.11.1938 

(Stadtarchiv Gütersloh, 

BB07779, BB07780 und BB07792)
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Q1— ��Wiedergutmachungsantrag von Herbert Daltrop 1956  

(Kreisarchiv Güterlsoh, A02_04i_1101)
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Q2— ���Auszüge aus dem „Herzberg-Bericht“ 

(Flöttmann Verlag Gütersloh)

Leopold Herzberg (1891 – 1957) betrieb in den 1930er Jahren in zweiter 

Generation ein Haushaltswarengeschäft an der Gütersloher Königstraße, 

1939 gelang ihm die Auswanderung über Holland nach Australien. Dort 

zeichnete er in den 1950er Jahren sein Erinnerung an die „Reichspogromnacht“ 

und Inhaftierung der männlichen Gütersloher Juden im November 1938 auf:

[11. 11 1938] Meine Leidensgenossen sitzen bereits im Omnibus und es sammeln 

sich draußen auf dem Rathausplatz immer mehr Menschen. […] Kaum sitze 

ich im Bus, da geht die Fahrt los, und zwar in Richtung Blessenstätte. Nach 

wenigen Augenblicken schon fällt unser Blick auf die noch rauchende Trüm-

merstätte der Daltrop-Löwenbachschen Besitzungen. Ein Schrei hallt durch 

den Wagen.  

Bernhard Daltrop, der immer noch keine Ahnung hatte, dass man sein Haus 

niedergebrannt hatte, schreit auf und schluchzt: „Gott, unser Haus, O Gott, 

unser Haus, unser Haus“ und dann bricht der schwerkranke Mann vollständig 

zusammen. […] In einer der [Bielefelder] Nebenstraßen fahren wir auf den Hof 

einer großen Schule, wo wir ausgeladen werden. Hier wimmelt es von SS und 

unter Schnauzen und Antreiben werden wir in die Turnhalle gejagt. Hier sind 

schon etwa 500 jüdische Häftlinge aus dem Bezirk der Gestapo Bielefeld […] 

Dann werden wir sortiert und verlesen und es geschieht das Wunder, dass 

Bernhard Daltrop ärztlich untersucht und mit dem jungen Hirsch aus Rheda, 

der noch nicht 15 Jahre alt ist, entlassen wird. […]

Um 6 Uhr am 12.11. ist Bernhard Daltrop in Gütersloh angekommen; anstatt 

nun geradewegs in die Wohnung seiner Schwägerin zu gehen, nimmt er 

seinen Weg zur Kirchstraße, dahin, wo früher mal sein Haus gestanden hatte. 

Ein Arbeiter, der zur Frühschicht ging, fand ihn dort und nahm sich seiner an. 

,Kumm, Daltrop, dat is hier nix for Dich', nimmt ihn beim Arm und bringt ihn 

in die Wohnung der Schwägerin, wo seine Frau seit dem Brand Unterkunft ge-

funden hatte.

Drei Monate später, im Februar 1939, ist Bernhard Daltrop gestorben.

(Abdruck nach: Der Herzbergbericht über den NS-Terror in Gütersloh und Buchenwald, 

Flöttmann Verlag Gütersloh 2008, S.20 f. – mit freundlicher Genehmigung des Verlages)
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Q3— �����Bilder Ladenlokal Daltrop 1928 und 10.11.1938 

(Stadtarchiv Gütersloh, BB07779, BB07780 und BB07792)
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III. Kapitel

5. �Vorurteile und Erinnerungskultur: 
Die Synagoge in Versmold

Hintergrund

In der „Reichspogromnacht“ vom 

9. auf den 10. November 1938 

wurden in einer konzertierten 

Aktion so gut wie alle Synagogen 

sowie zahlreiche jüdische Häuser 

in Deutschland zerstört und ver-

brannt. Der Verbleib der teilweise 

wertvollen Einrichtungsgegen-

stände konnte meist nicht geklärt 

werden. 

Die 1950 gegründete Jewish Trust 

Corporation war aus einer Interes-

senvertretung ehemaliger jüdi-

scher Gemeinden auf dem Gebiet 

der französischen und britischen 

Besatzungszonen hervorgegangen. 

Für diese Gemeinden macht sie 

Ansprüche nach den Bundent-

schädigungsgesetzen (1954/1956) 

geltend, die Entschädigungen 

flossen in den Wieder- oder Neu-

aufbau jüdischer Gemeindeein-

richtungen in der Bundesrepublik 

Deutschland. 

Die Vernichtung der Versmolder 

Synagoge, ihre Einrichtung und der 

Entschädigungsvorgang kann als 

exemplarisch für kleinere, ländlich 

strukturierte jüdische Gemeinden 

angesehen werden. Besonder-

heiten der Versmolder Synagoge 

sind der späte Bau 1899/1900, 

der bereits zu diesem Zeitpunkt 

antisemitische Vorurteile in Teilen 

der Bevölkerung offenbarte, und 

die Einrichtung eines zentralen 

Mahnmals direkt vor dem heutigen 

Rathaus im Jahr 2000. 

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Q2 und Q3 zeigen, die relativ „un-

spektakuläre“ Außen und Innen-

gestaltung der Versmolder Syna-

goge. Aus Q3 geht auch die relativ 

geringe Dimension des Bauwerks 

hervor.

 

Q1 zeigt Ansätze von Antisemitis-

mus im späten Kaiserreich, in dem 

noch 1899 Motive mittelalterlicher 

„Ritualmord“-Propaganda auf-

gegriffen werden, die sich zu dieser 

Zeit ungut mit dem entstehenden 

rassistischen Antisemitismus ver-

einten. Q4 reflektiert die politi-

schen Debatten, die der Einrichtung 

eines passenden Mahnmals noch 

im Jahr 2000 voran gingen und lädt 

zur Diskussion ein, welche Vorbe-

halte politisch bestanden bzw. an 

welchem Ort das Mahnmal sonst 

hätte gebaut werden können. 
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Die Quellen III / 5.

Q1—	� Artikel aus der Bielefelder Volkszeitung 

vom 02.12.1899 

(Stadtarchiv Münster / zeitpunkt.nrw)

Q2—	 �Bild der ausgebrannten Synagoge 

(Stadtarchiv Versmold)

Q3—	 ��Beschluss des Haller Amtes für 

Wiedergutmachung vom 17.01.1959 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01 / 03i-52)

Q4—	 �Artikel aus dem Haller Kreisblatt vom 26.09.2000 

(Stadtarchiv Halle – mit freundlicher 

Genehmigung des Verlags)
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Q1— ��Artikel aus der Bielefelder Volkszeitung 

vom 02.12.1899 

(Stadtarchiv Münster / zeitpunkt.nrw)

Versmold, 2. Dez. Hier war seitens der israelitischen Gemeinde 

der Bau einer neuen Synagoge in Angriff genommen worden. Bei 

Beginn des Baues lag die Genehmigung der Regierung noch nicht 

vor, trotzdem war die Bauerlaubnis seitens der Ortspolizeibehörde 

erteilt worden, indem der Amtmann Graßhof irrtümlich der Ent-

scheidung der höheren Behörde vorgegriffen hatte. Da für Theater, 

Kirchen und andere öffentliche Gebäude jedoch die Regierung sich 

die Prüfung der Baupläne vorbehalten hat, so wurde nunmehr 

die Weiterführung des Baues, nachdem die Grundmauer bereits 

fertiggestellt war, von der Regierung bis zum Eintreffen der von ihr 

zu erteilenden Erlaubnis verboten. Der Bau musste infolgedessen 

einstweilen ruhen. 

Dieser einfache Sachverhalt genügte indes vielen Versmoldern 

nicht, sondern man machte sich eine viel modernere Erklärung 

für die Unterbrechung des Baues zurecht. Nicht lange dauerte es, 

da war meilenweit in der Runde der Wahn verbreitet, die Juden 

bedürften zum Weiterbau der Synagoge Christenblut und könnten 

den Bau nicht eher fortsetzen, als bis dasselbe beschafft sei. Dieses 

unsinnige Märchen wurde von dem Volke tatsächlich allgemein 

geglaubt, ja, man wusste ganz genau zu erzählen, im Hause der 

Wwe. Bergfeld habe man über dem Keller eine Klappe eingerichtet, 

worin man eine Jungfrau zu fangen beabsichtige. Im dem Keller, so 

hieß es, halte sich schon seit einigen Wochen ein galizischer Jude 

mit langem, schwarzen Barte verborgen, der täglich sein langes 

Schächtmesser wetze. Die Polizeibehörde hat vor 8 Tagen eine 

Belohnung von 300 Mark ausgesetzt für denjenigen, welcher den 

Urheber des ebenso blödsinnigen wie böswilligen Gerüchtes so zur 

Anzeige bringt, dass er gerichtlich zur Verantwortung gezogen 

werden kann.

Transkription (Kreisarchiv Gütersloh):
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Q2— �oben: Planzeichung des Baus der Versmolder Synagoge 

unten: Bild der ausgebrannten Synagoge 

(Stadtarchiv Versmold)
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Q3— ��Beschluss des Haller Amtes für Wiedergutmachung vom 17.01.1959 

(Kreisarchiv Gütersloh, A01/03i-52)
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Q4— ���Artikel aus dem Haller Kreisblatt vom 26.09.2000 

(Stadtarchiv Halle – mit freundlicher Genehmigung des Verlags)
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Gedenkstein in Versmold

(Kreisarchiv Gütersloh)
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IV.

Beispiel 1	 Der Einsatz polnischer Arbeitskräfte 

	 in der Landwirtschaft

Beispiel 2 	� Der großflächige Arbeitseinsatz  

in der Kriegswirtschaft

Zwangsarbeit

9696



Männer waren die ersten Soldaten, 

die eingezogen wurden – und fehlten 

der deutschen Wirtschaft in körperlich 

anstrengenden Bereichen bereits im 

ersten Kriegsjahr. Um die Versorgung 

der Bevölkerung nicht durch einen 

Einbruch der landwirtschaftlichen 

Produktion zu gefährden, planten 

die deutschen Behörden bereits An-

fang 1940 den großflächigen Einsatz 

von Arbeitskräften aus den damals 

bereits besetzten Gebieten in Frank-

reich und Polen. Neben der Mitarbeit 

von Kriegsgefangenen wurden in 

großem Umfang junge Männer und 

Frauen über die Arbeitsverwaltung 

der Besatzungsbehörden rekrutiert. 

Die „freiwillige“ Meldung für diesen 

Arbeitseinsatz war angesichts des 

Besatzungsregimes und der großen 

Zahlen der rekrutierten Arbeitskräfte 

reine Fassade. In Deutschland zeigte 

sich zudem der rassistische Umgang 

mit Menschen aus den besetzten 

Gebieten: Während französische 

Kriegsgefangene relativ viele Frei-

heiten genossen, galten für polnische 

Arbeitskräfte zahlreiche rassistische 

Beschränkungen (Beispiel 1).

Ab 1943 war die deutsche Kriegswirt-

schaft in sämtlichen Bereichen vom 

Einsatz von Menschen in Zwangs-

arbeit abhängig. Kriegsgefangene, 

KZ-Häftlinge und überwiegend 

zwangsweise rekrutierte zivile Arbeits-

kräfte aus allen von Deutschland 

besetzten Gebieten mussten in der 

Rüstungsproduktion und der Land-

wirtschaft dafür sorgen, dass die 

kriegswichtigen Betrieben am Laufen 

blieben. Da im heutigen Kreis Güters-

loh weder große Rüstungsbetriebe 

noch strategisch wichtige Schwer-

industrie saß, wurden hier keine KZ-

Außenlager eingerichtet. In kleineren 

Kriegsgefangenen- und Arbeitslagern 

verrichteten aber auch in den Kreisen 

Halle und Wiedenbrück mehrere Tau-

send Menschen aus mindestens acht 

Nationen Zwangsarbeit in Landwirt-

schaft und Industrie (Beispiel 2).

Junge, leistungsfähige
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IV. Kapitel

1. �Der Einsatz polnischer Arbeitskräfte 
in der Landwirtschaft

Hintergrund

Bereits im ersten Kriegssommer 

fehlten Arbeitskräfte in der deut-

schen Landwirtschaft im großen 

Stil. Daher wurden französische 

und polnische Kriegsgefangene zur 

Mithilfe herangezogen und in den 

von Deutschland besetzten Gebie-

ten Arbeitskräfte rekrutiert. Dies 

geschah anfangs über die reguläre 

Arbeitsverwaltung. Von einer frei-

willigen Meldung der Arbeitskräfte 

kann allerdings nicht ausgegangen 

werden. Der Erwartungsdruck der 

deutschen Behörden auf eine aus-

reichende Anzahl von Helfer:innen 

war sehr hoch und das Vorgehen in 

den besetzten Gebieten, insbeson-

dere in Polen, wenig rücksichtsvoll.

Auch beim Arbeitseinsatz in 

Deutschland wurden Polinnen und 

Polen diskriminiert: Jeder Kontakt 

mit Deutschen außerhalb der 

Arbeit war ihnen verboten, somit 

waren sie auch von den meisten 

Freizeitaktivitäten ausgeschlossen 

und standen die meiste Zeit in 

ihren Unterkünften unter Arrest. 

Bei besonders schweren Verstößen 

gegen das Kontaktverbot – etwa 

romantischen oder sexuellen Be-

ziehungen zu Deutschen – oder 

dem Verlassen der Arbeitsstätte 

drohte sogar die Todesstrafe.

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Q1 zeigt die frühzeitige und um-

fassende Planung der Arbeits-

ämter für die landwirtschaftliche 

Saison 1940. Die veranschlagten 

Zahlen – mehrere Züge mit 600 bis 

800 Personen – alleine aus einem 

polnischen Bezirk zeigen den hohen 

Bedarf der Landwirtschaft, der sich 

nicht alleine über freiwillige Mel-

dungen decken ließ. Auch die dis-

kriminierende Behandlung, die die 

Polinnen und Polen in Deutschland 

erwartet klingt an und wird über 

Q2 und Q3 weiter veranschaulicht. 

Dass die Hinrichtung eines Lands-

manns in der weiteren Umgebung 

öffentlich dokumentiert wurde 

(Q4), war eine gängige Praxis, 

um die Arbeitskräfte von Regelver-

stößen abzuschrecken. 

98



Die Quellen IV / 1.

Q1—	� Auszüge aus einem Rundschreiben des 

Landesarbeitsamts Westfalen vom 06.02.1940 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-0759)

Q2—	� Schreiben des Amts Herzebrock 

vom 20.04.1940 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-0759)

Q3—	�� Bericht des Bürgermeisters von Rheda 

vom 10.08.1940 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-0759)

Q4—	� Schreiben der Geheimen Staatspolizei 

Bielefeld vom 25.07.1940 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-0759)
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Q1— �Auszüge aus einem Rundschreiben des Landesarbeitsamts Westfalen vom 06.02.1940 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-0759)
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Q2— ���Schreiben des Amts Herzebrock vom 20.04.1940 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-0759)

Handschriftlicher  

Zusatz links unten: 

„Von der Weitergabe 

des Antrages wird 

Abstand genommen“
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Q3— �Bericht des Bürgermeisters von Rheda vom 10.08.1940 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-0759)

Ein sogenanntes „Polen-

abzeichen“, das aufgrund 

der „Polenerlasse“ vom 

8. März 1940 polnische 

Zwangsarbeiter:innen 

in Deutschland tragen 

mussten (7 x 7 cm).
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Q4— ���Schreiben der Geheimen Staatspolizei Bielefeld vom 25.07.1940 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/01b-0759)
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IV. Kapitel

2. �Der großflächige Arbeitseinsatz in 
der Kriegswirtschaft

Hintergrund

Mit zunehmender Kriegsdauer 

stieg der Arbeitskräftebedarf der 

deutschen Wirtschaft und konnte 

nur noch über den großflächigen 

Einsatz von Menschen in Zwangs-

arbeit gedeckt werden. Diese 

kamen aus allen von Deutschland 

besetzten oder mit ihm verbünde-

ten Teilen Europas und in unter-

schiedlichsten Konstellationen 

– nur in den seltensten Fällen als 

freiwillige, reguläre Arbeitskräfte. 

Neben Kriegsgefangenen und im 

Ausland „angeworbenen“ Arbeits-

kräften leisteten in den letzten 

beiden Jahren auch KZ-Gefangene 

in beinahe 200 „Außenkomman-

dos“ der großen Konzentrations-

lager Zwangsarbeit. Ein solches 

Außenlager gab es in den Kreisen 

Wiedenbrück und Halle nicht, doch 

auch hier arbeiteten Menschen 

aus ganz Europa in allen Teilen der 

Wirtschaftsproduktion. 

Pädagogische Potenziale 

der Quellen

Die beiden Quellen zeigen die erste 

und die letzte Übersicht von Lagern 

für Kriegsgefangene oder Zwangs-

arbeiter:innen im Kreis Wieden-

brück – bei Q2 handelt es sich um 

eine Übersicht, die die Gütersloher 

Stadtverwaltung als Material 

für Anfragen des internationalen 

Suchdienstes erstellen ließ. Neben 

dem quantitativen Wachstum – 

von ca. 600 Kriegsgefangenen im 

gesamten Kreisgebiet auf knapp 

2.000 Zwangsarbeitskräfte alleine 

in der Stadt Gütersloh – zeigen 

die beiden Übersichten vor allem 

den umfassenden Arbeitskräfte-

bedarf. Während 1940 alle Kriegs-

gefangenen in landwirtschaftlichen 

Betrieben eingesetzt waren, gab es 

am Kriegsende offensichtlich keine 

Branche, die keine Kriegsgefange-

nen oder Zwangsarbeiter:innen ein-

setzte. Selbst die Stadtverwaltung 

griff auf den Einsatz von Kriegsge-

fangenen zurück.

Die tatsächliche Zahl der Menschen 

in Zwangsarbeit dürfte deutlich 

höher gelegen haben, da bei min-

destens drei Betrieben aus der Liste 

inzwischen erwiesen ist, dass diese 

mehr „Ostarbeiterinnen“ beschäf-

tigten, als 1949 angegeben. 
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Die Quellen IV / 2.

Q1—	� Verzeichnis der Kriegsgefangenenlager 

im Kreis Wiedenbrück vom 15.08.1940 

(Kreisarchiv Gütersloh A02/01b-0759)

Q2—	� Übersicht der Stadtverwaltung Gütersloh 

vom 18.07.1949 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/04o-0035)
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Q1— ��Verzeichnis der Kriegsgefangenenlager im Kreis Wiedenbrück vom 15.08.1940  

(Kreisarchiv Gütersloh A02/01b-0759)
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Q2— �Übersicht der Stadtverwaltung Gütersloh vom 18.07.1949 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/04o-0035)
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Q2— �Übersicht der Stadtverwaltung Gütersloh vom 18.07.1949 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/04o-0035)
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Q2— �Übersicht der Stadtverwaltung Gütersloh vom 18.07.1949 

(Kreisarchiv Gütersloh, A02/04o-0035)
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